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Mitteilung des Senats an die Stadtbirgerschaft
vom

Haushaltsgesetze und Haushaltsplane der Freien Hansestadt Bremen
(Stadtgemeinde) fur die Haushaltsjahre 2018 und 2019; Finanzplanung 2017
bis 2021

Der Senat uUberreicht der Stadtbtrgerschaft mit der Bitte um Beschlussfassung

- die Entwlrfe der Haushaltsgesetze der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemein-
de) fur die Haushaltsjahre 2018 und 2019 einschlief3lich der Begriindungen sowie

- die Entwlrfe der Haushaltsplane fir die Haushaltsjahre 2018 und 2019 (Produkt-
gruppenhaushalte, kamerale Haushalte einschl. der malRnahmenbezogenen In-
vestitionsplanung, produktgruppenorientierte und kamerale Stellenplane, Wirt-
schaftsplane der Eigenbetriebe, Sonstigen Sonderverméogen, Stiftungen und An-
stalten offentlichen Rechts sowie der Haushalte der unselbststandigen Stiftungen
und Vermachtnisse).

Die Entwirfe der Haushaltsgesetze und der Haushaltsplane sind gemaR 88 29/30
Landeshaushaltsordnung (LHO) vom Senat zur Beratung in der Stadtbirgerschaft
einzubringen. Die Fachdeputationen haben nach 8 1 Abs. 3 des Gesetzes uber die
Deputationen an der Aufstellung der Haushalte mitgewirkt.

AuRerdem tberreicht der Senat eine Ubersicht zu den gem. § 32 Abs. 1 des Geset-
zes Uber Beirate und Ortsamter (OBG) gestellten Antragen der an der Aufstellung der
Haushaltsvoranschlage mitwirkenden Ortsdmter. Diese Antrdge wurden mit einer
Stellungnahme der fachlich zustandigen Senatorin oder dem fachlich zustandigen
Senator der jeweils zustdndigen Deputation bzw. dem parlamentarischen Fachaus-
schuss vorgelegt. Im Sinne der Regelung zu 8§ 32 Abs. 2 OBG sollen diese Unterla-
gen auch den bisher nicht befassten parlamentarischen Ausschiissen (insbhesondere
den Haushalts- und Finanzausschiissen) zur Kenntnis vorgelegt werden.

Das beigefugte Haushaltsportrat weist die kameralen Daten der Haushalte des Lan-
des und der Stadt Bremen auf Basis der mit dieser Mitteilung Uberreichten Haus-
haltsentwirfe aus.

Daruber hinaus legt der Senat nach 8§ 31 Absatz 1 LHO in Verbindung mit 8 50 Ab-
satz 3 des Haushaltsgrundsatzegesetzes (HGrG) den Finanzplan 2017 bis 2021 mit
der Bitte um Kenntnisnahme vor.

Zu den genannten Haushaltsunterlagen sind folgende Bemerkungen zu ma-
chen:



Aufgrund der mit dem Land geschlossenen Sanierungsvereinbarung fur einen ge-
meinsamen Konsolidierungskurs im Lande Bremen ist fir die Stadtgemeinde Bremen
ein Pfad zum Abbau des strukturellen Finanzierungsdefizits festgelegt mit dem Ziel
eines strukturell ausgeglichenen Haushalts im Jahr 2020. Der jetzt vorgelegte Haus-
haltsentwurf der Freien Hansestadt Bremen fur die Jahre 2018 und 2019 entspricht
unter Einbeziehung der flichtlingsbedingten (Netto-)Mehrausgaben den Vorgaben
dieser Sanierungsvereinbarung. Daher enthalten die jetzt vorgelegten Entwurfe der
Haushaltsgesetze nicht die in den Haushaltsgesetzen 2016 und 2017 getroffenen
Feststellungen gemal Artikel 146 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Artikel 131a
Absatz 3 Satz 1 zweite Alternative der Landesverfassung der Freien Hansestadt
Bremen.

1. Hinweise zu den Einnahme- und Ausgabeaggregaten im Einzelnen:
1.1. Einnahmen

1.1.1. Entwicklung der Steuern und steuerabhangigen Einnahmen

Bei den steuerabhangigen Einnahmen basieren die Entwurfswerte der Haus-
halte 2018 und 2019 auf den bundesweiten Prognosen des ,Arbeitskreises
Steuerschatzungen® vom Mai 2017. In den Planwerten enthalten sind jahrli-
che Mehreinnahmen aus der beabsichtigten befristeten Erhohung der Gewer-
besteuer von 460 auf 470 Punkte sowie 1,5 Mio. € in 2018 bzw. 3,0 Mio. € in
2019 aus der Anhebung der Citytax.

Mit 945,8 Mio. € (2018) ubersteigen die veranschlagten steuerabhangigen
Einnahmen der Stadt Bremen den Vorjahreswert um 13,2 %. In 2019 errei-
chen die veranschlagten Steuereinnahmen 983,8 Mio. €.

1.1.2. Konsumtive Einnahmen

Der Senat hat in seiner Sitzung am 20. Juni 2017 beschlossen, dass in den
Jahren 2018 und 2019 Beitrdge der stadtischen Sondervermégen in die
Haushalte der Stadtgemeinde Bremen einzuplanen sind. Der insgesamt gem.
Senatsbeschluss nachzuweisende Betrag (50 Mio. €) wurde in 4 Teilen von
jeweils 12,5 Mio. € in die Haushalte des Senators fur Wirtschaft, Arbeit und
Hafen (dort jeweils ein Teil im Produktplan Wirtschaft und ein Teil im Produkt-
plan Hafen), des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr und der Senatorin fur
Finanzen, als erwartete Einnahme von den zugeordneten stadtischen Son-
dervermdgen eingestellt. Unter Bertcksichtigung bereits ressortseitig veran-
schlagter Abfihrungen der Sondervermogen (vgl. u.a. Nr. 1.2.2) ergibt sich
folgende Einnahmeerwartung:

2018 2019

bisheriger |Aufstockung n . bisheriger |Aufstockung
PGR Hst. Beschreibung Ressort- gem. SF - A::aetz Ressort- gem. SF -
ansatz* Vorschlag ansatz* Vorschlag

neuer
Ansatz

Mio .EUR
68.31.02 [3687.33401-8 | Abfiihrung vom Sondervermdgen Infrastruktur/Verkehr (ASV) 0,0 12,5 12,5 0,0 12,5 12,5
71.01.03 [3708.33401-3 | Abfiihrung vom Sondervermdgen Gewerbeflachen 2,0 12,5 14,5 0,3 12,5 12,8
81.02.01 |3801.33401-5 |Abfilhrung vom Sondervermégen Hafen 13,8 12,5 26,3 12,8 12,5 25,3
97.99.02 |3988.33401-3 |Abfilhrung vom Sondervermégen Immobilien und Technik 0,0 12,5 12,5 0,0 12,5 12,5

*Abflihrungen zur Finanzierung von ressortinternen Investitionsausgaben



1.1.3.

1.2.

1.2.1.

Die im Kernhaushalt veranschlagten Abfiihrungen sind nicht in die Wirt-
schaftsplane eingeflossen, allerdings mussen die in den Wirtschaftspléanen
vorgesehenen Investitionen im Vollzug des Wirtschaftsplans in Hohe der Ab-
fuhrungen reduziert werden. Damit den Sondervermdgen erklart werden
kann, dass eine Ruckfuhrung verbindlich erfolgen wird, wurden bei den Zu-
weisungen an die genannten Sondervermégen entsprechende Verpflich-
tungsermachtigungen in den Jahren 2018 und 2019 veranschlagt, deren Ab-
deckung in den Jahren 2020 bzw. 2021 geplant ist.

Um im Vollzug der Haushalte — bezogen auf die jeweiligen Anteile in HOhe
von 12,5 Mio. € - eine gewisse Flexibilitdt zu ermdéglichen, soll es auch mdg-
lich sein, die Einnahmeanschlage produktplantbergreifend zu realisieren. Un-
terjahrig wird ein Controlling unter Beteiligung der betroffenen Ressorts instal-
liert, das stichtagsbezogen erdrtert, ob und in welcher Héhe Chancen zur Re-
alisierung der Einnahmeanschlage insgesamt bestehen.

Im Haushaltsjahr 2019 wurde eine globale Mehreinnahme in H6he von 25 Mi-
0. € veranschlagt, die durch zu erwartende hdéhere Einnahmen aufgrund der
Steuerschatzung im Mai 2018 realisiert werden soll.

Bruttokrediterméachtigung

Die geplanten Ansatze fur die Bruttokreditermachtigungen der Haushalte der
Stadtgemeinde Bremen liegen im Jahr 2018 bei 1.361,7 Mio. € und aufgrund
erheblich geringerer Endfélligkeiten von Darlehen im Jahr 2019 bei
363,9 Mio. €. Die Entwicklung der Netto-Neuverschuldung ist der nachfolgen-
den Ubersicht zu entnehmen:

IST Anschlag Ansatz Ansatz
2016 2017 2018 2019
Mio. EUR
Bruttokrediterméchtigung 489,1 804,4 1.361,7 363,9|
Schuldentilgungen 409,1 547,6 1.357,4 398,1
Gesamtergebnis -80,1 -256,8 -4,3 34,2

Ausgaben

konsumtive Ausgaben

1.2.1.1. Personalbereich

Die nachfolgenden Ausfiihrungen fur den Personalbereich erfolgen gemein-
sam fir die Haushalte des Landes und der Stadtgemeinde Bremen.

Ausgangspunkt der Planwerte der Personalausgaben waren die Ansatze der
auf Basis 2015 fortgeschriebenen Finanzplanung bis 2020. Gegenuber dieser
Rahmensetzung wurden in der Eckwert- und Haushaltsaufstellung Anderun-
gen berlcksichtigt, die nachstehend erlautert werden:



Kernbereich

Aufgrund der aktuellen Situation der Aufgabenerfillung wurden folgende Be-
reiche ab 2018 von quotalen Personaleinsparungen ausgenommen: Rech-
nungshof und Burgerschaft, Polizei, Justizbereich, Schulbereich, Sozialbe-
reich (ohne senatorische Dienststelle) und Steuerverwaltung. Fir die restli-
chen Personalbereiche wurde in 2018/2019 eine quotale Einsparvorgabe von
1,6% pro Jahr festgelegt, dies bedeutet einen Abbau von rd. 30 VZE p.a.

Uber die Ausnahme von Personaleinsparungen hinaus wurden die Bereiche
Bildung und Innere Sicherheit sowie das Stadtamt durch Zielzahlerh6hungen
gesondert gefordert.

Temporare Personalmittel

Temporare Personalmittel wurden grundsétzlich nicht fortgeschrieben. Aus-
genommen hiervon sind im Wesentlichen das Projekt eJustice und die Wei-
terentwicklung des Jugendamtes.

Temporare Fliichtlingsmittel

Aufgrund sinkender Fluchtlingszahlen wurde ein Konzept zum Abbau der
fluchtlingsbezogenen Personalausgaben des 3. Sofortprogramms und des In-
tegrationsbudgets vorgelegt. Der entwickelte Abbaupfad sieht eine Einspa-
rung von 85 VZE pro Jahr zwischen den Jahren 2018 und 2022 vor. Zusam-
men mit der quotalen Einsparvorgabe von rd. 30 VZE p.a. im Kernbereich
ergibt sich ein Abbau von 115 VZE p.a. in den Jahren 2018 und 2019.

Ausbildung

Bereits ab dem Jahr 2017 wurde das Ausbildungsbudget um 5,5 Mio. € ange-
hoben. Die Erhéhung wird auch in 2018/2019 fortgeschrieben. Ab dem Haus-
halt 2018 werden zusatzlich 50 Referendariatsstellen im Bildungsbereich fi-
nanziert.

Refinanziertes Personal

Das Hafenamt wird ab dem Haushalt 2018 aus Mitteln des Sondervermdgens
Hafen refinanziert, ohne dass hier Personaleinsparungen vorgesehen sind.

Versorgungsausgaben

Bei den Versorgungsbezigen werden weiterhin abnehmende Zuwachsraten
erwartet. Bis zum Jahr 2021 wird erwartet, dass die Zahl der Versorgungs-
empfanger nicht mehr steigt. Zur anteiligen Refinanzierung der Versorgungs-
ausgaben werden ab 2018 Mittel in Hohe von rd. 9,2 Mio. € (brutto) aus dem
~Sondervermégen Versorgungsriucklage“ jahrlich entnommen. Unter Berick-
sichtigung der dadurch geringeren Erwartungen bei den Zinseinnahmen von
rd. 0,3 Mio. € errechnet sich eine Verbesserung von rd. 8,9 Mio. €.

Globale Personalvorsorgemittel

Fur den Tarifabschluss TV-L 2017/2018 und dessen Ubertragung auf die Be-
amten und Beamtinnen und Versorgungsempfanger/innen werden rd. 60 Mio.
€ p.a. in der Planung des Personalhaushalts fortgeschrieben. Korrespondie-
rend werden fur konsumtive Personalkostenzuschiisse Vorsorgemittel vorge-
halten. Die Mittel sind zurzeit global veranschlagt und werden nach Be-
schlussfassung der Birgerschaft Giber die Beamtenbesoldung in die Ressort-
budgets verlagert.




Fur ab 2018 erwartete Tarif- und Besoldungserh6hungen wird eine Vorsorge
in H6he von 1,5 % der Dienstbezlige und Versorgungsbeziige eingestellit.

1.2.1.2. Sachhaushalt

1.2.2.

Fur die Sozialleistungsausgaben der Stadtgemeinde Bremen hat der Senat
insgesamt 921,2 Mio. € in 2018 und 931,9 Mio. € in 2019 veranschlagt. Davon
entfallen auf das Bildungsressort fir Leistungen zur Bildung und Teilhabe in
2018 rd. 21,3 Mio. € und in 2019 rd. 22,0 Mio. € und auf das Sozialressort fur
Sozialleistungsausgaben in 2018 rd. 899,9 Mio. € sowie in 2019 rd. 909,9 Mi-
0. €. Gegenuber dem Anschlag 2017 wurden die kommunalen Sozialleis-
tungsausgaben des Produktplans 41 um rd. 30 Mio. € in 2018 sowie um rd.
20 Mio. € in 2019 reduziert (Anschlag 2017: 929,9 Mio. €). Der Reduzierung
der Fluchtlingsausgaben (2018 = -25,2 Mio. €, 2019 = -38,1 Mio. €) stehen
Veranderungen bei den Ausgaben der Ubrigen Sozialleistungen gegentiber
(2018 = -4,8 Mio. €, 2019 = +18,0 Mio. €).

Fur das MalRnahmenpaket zur frihkindlichen Bildung hat der Senat in seiner
Sitzung am 20. Juni 2017 Mittel in den stadtischen Haushalt in Hohe von brut-
to rd. 4,7 Mio. € (2018) und 7,5 Mio. € (2019) eingestellt. Ein Teil dieser Mittel
wird durch Zuweisungen des Landes (2,0 Mio. € in 2018 bzw. 2,1 Mio. € in
2019) finanziert. Im Produktplan 21 Bildung wurden dariber hinaus zuséatzli-
che Mittel fur die Kinderbetreuung und zur Fortfihrung der Inklusion und der
bisherigen Schwerpunktmittel eingestellt.

Der Senat hat in seiner Sitzung am 20. Juni 2017 beschlossen, dass die Zu-
weisungen fur den Verlustausgleich der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH
(BVG) im Jahr 2018 um 13,5 Mio. € und in 2019 um rd. 6,6 Mio. € reduziert
werden sollen. Da die Mittel fur die Zuweisungen an die BVG durch die ver-
anschlagten Mittel fur den Verlustausgleich der Bremer StraRenbahn AG im
Produktplan 68 Umwelt, Bau und Verkehr im Vollzug der Haushalte bereitge-
stellt werden, wurde zur haushaltstechnischen Umsetzung im Produktplan 92
Allgemeine Finanzen eine entsprechende konsumtive Minderausgabe einge-
stellt.

Investive Ausgaben

Fur Investitionen stehen geplante Ausgaben in H6he von brutto 265,9 Mio. €
(2018) bzw. 268,6 Mio. € (2019) zur Verfigung. Im Vergleich zum Vorjahres-
anschlag 2017 sind die Investitionsausgaben in 2018 zwar um rd. 29 Mio. €
gesunken, dies steht aber ausschlie3lich im Zusammenhang mit der in Hohe
von rd. 32 Mio. € veranschlagten (Teil-)Auflosung der OTB-Rucklage im Son-
dervermdgen Hafen. Bereinigt ergibt sich eine geringe Steigerung der Investi-
tionsansatze um rd. 3 Mio. €.

Des Weiteren sind zur Tilgung von Kapitaldienstfinanzierungen Mittel in Hohe
von 30,1 Mio. € (2018) bzw. 30,3 Mio. € (2019) vorgesehen.

Fur kleine Unterhaltungs- und BeschaffungsmalRhahmen wurden rd. 21,0 Mio.
€ in 2018 bzw. 20,8 Mio. € in 2019 veranschlagt. Gegenuber dem Vorjahres-
anschlag (20,1 Mio. €) ergibt sich eine geringe Steigerung.



1.2.3.

1.3.

Fur Investitionen der Kinderbetreuung wurden Mittel in HOhe von 20,9 Mio. €
in 2018 bzw. 24,3 Mio. € in 2019 bereitgestellt, die im Umfang von jeweils rd.
2 Mio. € durch die vom Land zugewiesenen Bundesmittel finanziert werden.

Weitere Einzelheiten kénnen den produktplanbezogenen Ubersichten zur
mal3nahmebezogenen Investitionsplanung entnommen werden.

Abschliel3end ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der malihahmebezo-
genen Investitionsplanung investive globale Minderausgaben in Hohe von je-
weils 10,0 Mio. € in den Jahren 2018 und 2019 eingeplant wurden. Ange-
sichts des geringen Volumens dieser Minderausgaben und der vom Senat
auch in den Haushaltsjahren 2016 erfolgten und 2017 beabsichtigten Steue-
rung der Investitionsliquiditat ist davon auszugehen, dass diese Minderaus-
gaben im Vollzug der Haushalte 2018 und 2019 aufgelést werden kdnnen.

Globale Mehr-/Minderausgaben

Im Haushaltsentwurf wurden in den Jahren 2018 und 2019 Verstarkungsmittel
in Héhe von jeweils 15 Mio. € als globale Mehrausgabe veranschlagt, die fur
die Handlungsfelder Sichere und Saubere Stadt, Digitale Verwaltung sowie
Birgerservice ohne Fortschreibung tber das Jahr 2019 hinaus vorgesehen
sind. Aus diesen und den fur diesen Zweck im Landeshaushalt veranschlag-
ten Mitteln sollen im Personalbereich insgesamt rund 270 VZE finanziert wer-
den.

Es ist beabsichtigt, diese global veranschlagten Mittel im Vollzug des Haus-
halts unter Beriicksichtigung einer spatestens im Januar 2018 aktualisierten
Einschéatzung zu den Mittelabfliissen bereitzustellen.

Zur Einhaltung des Konsolidierungskurses wurde im Haushaltsjahr 2019 eine
globale Minderausgabe in Hohe von 1,5 Mio. € eingestellt.

Gesamtbetrachtung

Aus den vom Senat vorgelegten Haushaltsentwtrfen ergeben sich fur den
Haushalt der Stadtgemeinde Bremen folgende Gesamtzahlen:



Haushalt der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) 04.09.2017

IST Anschlag  Ansatz Ansatz
2016 2017 2018 2019
in Mio. €

Steuern, steuerabh. Einnahmen 880,3 834,6 944.,8 983,8
konsumtive Einnahmen 1.652,0 1.608,7 1.716,3 1.695,6
Konsolidierungshilfe 149,7 149,7 149,7 149,7
investive Einnahmen 85,9 95,8 144,6 152,6
Globale Mehr-/Mindereinnahmen 0,0 0,0 0,0 25,0
Zwischensumme bereinigte Einnahmen 2.767,9 2.688,8 2.955,5 3.006,7
(Landes-)interne Verrechnungen/Erstattungen 63,7 6,9 11,3 11,5
Ricklagenentnahmen 17,1 6,0 5,0 5,0
Kreditaufnahme 489,1 804,4 1.361,7 363,9
Zwischensumme besondere Finanzierungsvorgange 569,9 817,3 1.378,0 380,4
Gesamteinnahmen 3.337,8 3.506,1 4.333,5 3.387,1
Personalausgaben 677,5 706,0 743,1 746,2
konsumtive Ausgaben 1.650,4 1.693,4 1.724,0 1.756,4
investive Ausgaben 238,1 295,4 266,0 268,7
Zinsausgaben 2275 217,5 211,0 187,1
Globale Mehrausgaben/Minderausgaben 0,0 32,8 15,0 13,5
- Globale Mehrausgaben / ab 2018 Verstark ungsmittel 0,0 52,5 15,0 15,0
- Globale Minderausgaben 0,0 -19,7 0,0 -1,5
Zwischensumme bereinigte Ausgaben 2.793,6 2.945,1 2.959,2 2.971,9
(Landes-)interne Verrechnungen/Erstattungen 63,7 6,9 11,3 11,5
Rucklagenzufihrungen 71,6 6,7 57 57
Schuldentilgungen 409,1 547,6 1.357,4 398,1
Zwischensumme besondere Finanzierungsvorgéange 544,3 561,2 1.374,4 415,3
Gesamtausgaben 3.337,9 3.506,2 4.333,6 3.387,1
Kennzahlen:
Netto-Neuverschuldung -80,1 -256,8 -4,3 34,2
(Saldo Kreditaufnahme/Schuldentilgungen)
Ricklagenbewegung 54,5 0,7 0,7 0,7
(Saldo Rucklagenzufiihrungen/-entnahmen)
Finanzierungssaldo einschl. Konsolidierungshilfe -25,5 -256,2 -3,7 34,9
(bereinigte Einnahmen/bereinigte Ausgaben)
Saldo Konsolidierungshilfe -149,7 -149,7 -149,7 -149,7
(Einnahmen/Weiterleitung an die Stadtgemeinden)
Finanzierungssaldo (ohne Konsolidierungshilfe) -175,2 -405,9 -153,4 -114,8|

Hinsichtlich der Ableitung vom Finanzierungssaldo zum strukturellen Defizit
wird auf die Ausfiihrungen zum zeitgleich vorgelegten Finanzplan 2017 - 2021
verwiesen (vgl. Nr. 4 dieser Mitteilung).

Entwirfe der Haushaltsgesetze 2018/2019

Die bisherige Regelung zu den produktgruppeninternen gegenseitigen De-
ckungsfahigkeiten aller konsumtiven Ausgaben der Hauptgruppe 6 Zuweisun-
gen/Zuschisse mit den Zuweisungen an die Stadtgemeinde Bremerhaven
(Gruppe 985) wird geteilt: Vorgeschlagen werden nunmehr zwei voneinander
getrennte Deckungskreise.

Die bestehende Erméchtigung fir die Datenerhebung und —verarbeitung be-
zuglich der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten wurde in Abstim-
mung mit der Landesbeauftragten fur den Datenschutz Uberarbeitet. Hinzu



gekommen ist eine datenschutzrechtliche Ermé&chtigung im Zusammenhang
mit der Einfihrung des sog. Einheitspersonenkontos.

Des Weiteren sind lediglich redaktionelle Anpassungen sowie Streichungen
aufgrund fehlender Aktualitat (z.B. hinsichtlich der Ausnahmeregelung auf-
grund fliichtlingsbezogener (Netto-)Mehrausgaben) vorgenommen worden.

Wirtschaftsplane fur die Jahre 2018/2019 der Eigenbetriebe, Sonder-
vermoégen und Stiftungen o6ffentlichen Rechts sowie der Anstalten des
offentlichen Rechts

Im Rahmen der Aufstellung der Haushalte 2018/2019 ist auch eine Be-
schlussfassung Uber die Wirtschaftsplane der Eigenbetriebe, sonstigen Son-
dervermdgen, Stiftungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts erforderlich.

Die beigefugten Entwirfe der Wirtschaftsplane des Umweltbetriebs Bremen
(Stadtgemeinde) und des Sondervermdgens kommunale Abfallentsorgung
(Stadtgemeinde) sind vorlaufig, da sich im Zusammenhang mit der Griindung
der Abfall-A6R noch deutliche Veranderungen ergeben werden. Aus diesem
Grund sind sie noch nicht von der Fachdeputation bzw. dem Sondervermo-
gensausschuss beschlossen worden. Dies soll voraussichtlich im November
2017 erfolgen.

Fur das Sondervermbgen Immobilien und Technik (Stadtgemeinde), das un-
mittelbar der Senatorin fir Finanzen zugeordnet ist, erfolgt die Genehmigung
des Wirtschaftsplans erst im Rahmen des weiteren Haushaltsaufstellungsver-
fahrens aufgrund der Gremienidentitdt des Haushalts- und Finanzausschus-
ses. Daher hat der Senat diese Wirtschaftsplane lediglich in der Entwurfsfas-
sung zur Kenntnis genommen.

Die in Nr. 1.1.2 genannten Abfliihrungen an den stadtischen Haushalt missen
im Vollzug des Wirtschaftsplans dargestellt werden.

Finanzplan 2017 bis 2021 fur die bremischen Gebietskdrperschaften

Der — unter Bertcksichtigung der Entwirfe zu den Haushalten 2018/ 2019
erstellte — Finanzplan 2017 bis 2021 beinhaltet die Planungsdaten fur das
Land und die Stadtgemeinde Bremen sowie Kernaussagen zum Stadtstaat
Bremen.

Anlagenverzeichnis

Anlage 1
Anlage 2
Anlage 3

Anlage 4
Anlage 4

Entwurf der Haushaltsgesetze 2018/2019 nebst Begriindung
Gesamtplan und Haushaltsplane der Ressorts

Ubersicht zu den Antragen der Ortsamter zur Aufstellung der Haushalte
2018/2019

Haushaltsportrat

Finanzplan 2017 — 2021

Die Daten stehen zusatzlich auf CD-ROM zur Verfigung.



1. Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
fir das Haushaltsjahr 2018

Vom

Der Senat verkindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2018 wird in Einnahme und Ausgabe
auf 4 333 499 880 Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf
481 550 500 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Ortsgesetz als Anlage
beigefugt.

(2) Das im Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2018 fiir den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf 7 437 festgesetzt. Der Stellenindex betragt 1,29.
Daneben werden fur

den Personalhaushalt 786,

die Betriebe nach § 26 der

Landeshaushaltsordnung 2 859,
die Anstalten des o6ffentlichen Rechts 814,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts 80

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den Perso-
nalhaushalt 40 Stellenvolumen als temporare Personalmittel, 430 Stellenvolumen als
temporére fliichtlingsbezogene Personalmittel im Haushaltsjahr 2018 ausgewiesen.

§2
Produktgruppenhaushalt

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften des Haushaltsgrundsatze-
gesetzes und der Landeshaushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne von
§ 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbezogener Haushalt fir das Land und
die Stadtgemeinde Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet den auf-
gabenbezogenen Budgets verbindliche Finanz-, Personal- und Leistungsziele in Art
und Umfang zu (Produktgruppenhaushalt).

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in Produktplane, Produktbereiche
und Produktgruppen.

(3) Fur den Vollzug des Produktgruppenhaushalts gelten die Ermachtigungen die-
ses Gesetzes ausschliel3lich fur die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde.



83
Verantwortlichkeiten

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung einschlief3lich der Verantwor-
tung im Sinne von § 9 der Landeshaushaltsordnung fiir die Erledigung der Aufgaben
der bremischen Verwaltung werden zusammengefihrt. Fir die Verantwortungs-
ebenen Produktplan, Produktbereich und Produktgruppe sind die verantwortlichen
Personen der Senatorin fur Finanzen zu benennen.

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstellung und Versetzung von Beamten
und Richtern in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach
§ 48 der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin fur Finanzen auf die fur
einen Produktplan verantwortliche Person Ubertragen.

(3) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, weitere Verfahrensregelungen zu
treffen.

§4
Deckungsfahigkeiten

(1) Die Regelungen zur Deckungsfahigkeit der Mittel in § 20 Absatz 1 der Landes-
haushaltsordnung werden fir das Haushaltsjahr 2018 aufgehoben.

(2) Auf der Grundlage von 8§ 20 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1. die nicht Ubertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

2. die sonstigen nicht Ubertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Aus-
nahme der Gruppe 441,

3. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,

4. die Ausgaben der Hauptgruppe 6,

5. die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985.

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 2 sind

diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung getrof-
fen worden ist.
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§5

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Personen, die fir eine Produktgruppe verantwortlich sind, werden erméach-
tigt,

2. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppe 985 zulasten von Ausgaben der Haupt-
gruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 nachzu-
bewilligen,

3. alle Ubrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

a) zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Haupt-
gruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985,

4. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmafigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fur den 6f-
fentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanzvolumen
der MaRnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen anderen Fal-
len ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und Hebung von Plan-
stellen und Stellen ermachtigten Haushalts- und Finanzausschusses erforder-
lich. Die Ermé&chtigung nach Satz 1 und 2 schliel3t ein, Planstellen und Stellen
in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauerhaft eingespart wer-
den,

5. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fir Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméachtigung gilt sinngemal fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach 8 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des o6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt ge-
fuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Aufsichts-
gremiums bleibt hiervon unbenommen.

(2) Die Personen, die fur einen Produktbereich verantwortlich sind, werden er-
machtigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbe-
willigungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,
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3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985.

(3) Die Personen, die fur einen Produktplan verantwortlich sind, werden ermach-
tigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro
im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2, Ab-
satz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die Gber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie produkt-
bereichsubergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppenubergreifende sowie produktbereichsubergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absatze 2 und 3. Dies schliel3t die Ermachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
Sperren nach § 22 der Landeshaushaltsordnung gemalf? 8§ 36 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaRnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
veranschlagte Verpflichtungserméchtigungen fir in sich abgeschlossene Mal3-
nahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Ab-
finanzierung im Rahmen des né&chstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Fi-
nanzplanung gesichert ist.

(9) Die Ermachtigungen nach den Abséatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur, so-
weit die Leistungsziele nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absat-
ze 1 bis 9 unberlhrt.

(11) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die nach den Absatzen 1 bis 9 er-
forderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.
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§6
Planungssicherheit

(1) Aus Griunden der Planungssicherheit stehen fur den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppe 985) und fir den Bereich der inves-
tiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppe 985) fur den Gesamthaushalt
jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfiigung. Der Senat wird ermachtigt, in
diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der Grundlage von Ver-
pflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte des Senats nach
8 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmalRnahmen
nach 8§ 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, ist
der Haushalts- und Finanzausschuss uber die sich daraus ergebenden Anpassungen
der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und Leistungsziele zu unter-
richten. Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, das ndhere Verfahren zu regeln.

§7
Ubertragbarkeiten

Nach 8§ 19 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe 441,
der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 flr Uber-
tragbar erklart. Die Ubertragbarkeit gilt nicht, sofern sie durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen ist. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum Aus-
gleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden mus-
sen.

§8
Rucklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht verbrauchten nicht Ubertragbaren Per-
sonalausgaben sowie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Produktgruppe, die
nicht zum Ausgleich etwaiger Mindereinnahmen oder unabweisbarer Mehrausgaben
innerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dirfen einer Ricklage innerhalb
eines Produktplanes zugefuhrt werden. Die Feststellung der Hohe der infrage kom-
menden Rucklagenzufiihrung bedarf nach Abstimmung mit der Senatorin fir Finan-
zen der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, tber die in Absatz 1 ent-
haltenen Regelungen hinaus weitergehenden Ricklagenbildungen zuzustimmen.

(3) Soweit fur einzelne Produktplane Rucklagen gebildet worden sind, dirfen die-
se entsprechend den Regelungen des 8§ 5 Absatz 3 fur Zwecke des jeweiligen Pro-
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duktplanes genutzt werden. Die Verwendung dieser Mittel fir die Einstellung unbe-
fristeten Personals ist nicht zulassig.

§9
Rucklage fur Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschéaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbezligen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter Be-
schaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch die Senatorin fur Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den Grup-
pen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschéftigung nach § 63 des Bremischen Beam-
tengesetzes, nach dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
(gultig bis 31. Dezember 2009), nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteil-
zeitregelungen fur altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus
dem Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Ruckstellungen der Anstalt zur Bildung
einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufthren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschaftigung abzuflihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbeziige einschliel3lich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grund-
satzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abord-
nung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende Ver-
buchung der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde fur
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei Be-
amten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltféahigen Dienstbezlige ein-
schlie3lich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhe-
lohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeit-
nehmerbruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschaftigten vom
Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und landeribergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-
zuglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende Mehr-
einnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt fur Versor-
gungsvorsorge abgeftihrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wéhrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt flr Versorgungsvor-
sorge zuzufuihren. Dies gilt fur alle Altersteilzeitfalle nach 8§ 63 des Bremischen Be-
amtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fiir altere
Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeitgesetzes, de-
nen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Ausgleich der
Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei der Anstalt
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zur Bildung einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen
im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein aufl3erhaushaltsmafiges
Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase gebucht werden, zu-
rackgefuhrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, das nahere Verfahren zu regein.

§10

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermodgen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen/ Einfihrung
eines Einheitspersonenkontos

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei Abwei-
chungen rechtzeitig Gegensteuerungsmaflinahmen einzuleiten und Vorschlage zur
Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den Ebe-
nen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktpl&ne sowie flr die Be-
triebe, sonstigen Sondervermdgen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger perio-
disch Berichte vorzulegen. Fur den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Absétzen 1 und 2 unberthrt. Der Haushalts-
und Finanzausschuss wird ermachtigt, zum Vollzug der Wirtschaftspléane der Betrie-
be und sonstigen Sondervermdgen nach 8§ 26 der Landeshaushaltsordnung das na-
here Verfahren zu regeln.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die zur Realisierung eines alle Ein-
richtungen der Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements und —control-
lings erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und Ma-
nagement) zu verarbeiten. Dies schliel3t die der Budgetierung zugrunde liegenden
Daten, Daten Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman
8 9 Absatz 5 ein. Hierzu gehort auch die Unterstiitzung des dezentralen Personal-
controllings und der dezentralen Personal- und Stellenverwaltung einschlie3lich Ge-
haltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien Hanse-
stadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im Rahmen des Daten-
banksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfligung stehen, sind verpflichtet,
der Senatorin fur Finanzen diese periodisch und automatisiert zur Verfigung zu stel-
len. Die Senatorin fur Finanzen wird erméachtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen zu treffen.
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(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, zur Berechnung von Pensionsrick-
stellungen und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die daftr
notwendigen Daten aus den Verfahren PuMa/KIDICAP unter Beriicksichtigung da-
tenschutzrechtlicher Vorschriften zu verarbeiten. Dies schlief3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an fur die Durchfihrung der Berechnung der Pensionsriick-
stellung beauftragte Dritte ein.

(7) Es wird ein unterjahriges Controlling fur Beteiligungen und Sondervermégen
eingerichtet. Die hierfur erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verfiigung zu stellen. Der Senat wird erméchtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zu-
standigkeiten fur die Berichterstattung, zu treffen. Die Senatorin fir Finanzen und die
zustandigen Fachressorts werden ermachtigt, die erhobenen Daten in einem Daten-
banksystem zu verarbeiten.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling Gber die Malinahmen der Investitions-
planung aufgebaut. Die hierfur erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert
zur Verfigung zu stellen. Der Senat wird ermachtigt, die hierzu erforderlichen Verfah-
rensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zustan-
digkeiten fir die Berichterstattung, zu treffen. Die Senatorin fur Finanzen und die zu-
standigen Fachressorts werden ermachtigt, zur Realisierung eines alle Einrichtungen
der Stadtgemeinde umfassenden Controllings der maRnahmenbezogenen Investiti-
onsplanung die erhobenen Daten in einem Datenbanksystem zu verarbeiten.

(9) Die Senatorin fir Finanzen wird ermachtigt, zur Umsetzung des 8§ 2b des Um-
satzsteuergesetzes und damit im Zusammenhang stehender Vorbereitungs-
handlungen, sowie zur Erfillung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten
der Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonsti-
gen Sondervermdgen und anderen Organisationseinheiten, im durch Satz 3 be-
stimmten Umfang in das Rechnungswesen-System und das Vertragswesen der
Stadtgemeinde Einsicht zu nehmen und insoweit steuerlich relevante Daten zu ver-
arbeiten, auch wenn diese Daten urspringlich zu anderen Zwecken erhoben wurden.
Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit bundesgesetzliches
Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf die sich die Berechti-
gung zur Einsichthahme und Verarbeitung der Senatorin fir Finanzen bezieht, be-
stimmt sich nach den Anforderungen, die an eine ordnungsgemaf3e Rechnung im
Sinne des § 14 des Umsatzsteuergesetz zu stellen sind, sowie nach den diesen
Rechnungen zu Grunde liegenden vertraglichen Vereinbarungen, Dies gilt entspre-
chend fur Daten im Zusammenhang mit Entgelten, die auf 6ffentlich-rechtlicher
Grundlage erhoben oder geleistet werden. Nach Ablauf der in 8 257 des Handelsge-
setzbuches und in 8§ 147 der Abgabenordnung bestimmten Aufbewahrungsfristen
sind die verarbeiteten Daten sowie die dazugehdrigen vertraglichen Vereinbarungen
zu léschen oder zu vernichten. Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Verfah-
rensregelungen zu treffen.

(10) Die Datenverarbeitung fur andere Zwecke als diejenigen, fir die personen-
bezogene Daten erstmals erhoben oder gespeichert worden sind, ist nur zulassig,
wenn bei Teilnahme am Privatrechtsverkehr oder zur Durchsetzung 6ffentlich-
rechtlicher Geldforderungen ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu verar-
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beitenden Daten vorliegt und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutz-
wurdige Interesse der Betroffenen an der Geheimhaltung Gberwiegt. Der Senat wird
ermachtigt, nach Anhérung der Landesbeauftragten fir den Datenschutz durch
Rechtsverordnung die Einrichtung und Ausgestaltung einer solchen Datei (Einheits-
personenkonto) zu regeln.

§11

Sonstige Erméachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird erméachtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschliel3en.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartiber hinaus erméchtigt,

1.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmadglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschliel3en,

anstelle veranschlagter Verpflichtungsermachtigungen andere (tber- oder au-
Berplanmalige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fallen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

die erforderlichen Stellenplan&dnderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Bedarf ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschliel3t,

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr benétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Griindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmafRigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschrankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 6
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann ins-
besondere das den Ressorts zur Verfligung stehende Haushaltsvolumen be-
grenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,
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8. fur die Zustimmungsbediurftigkeit des Betriebsausschusses und der Burger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemalf § 18 Absatz 3
Satz 2 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes, fur die Veranschlagung
von Anschaffungskosten gemal 8§ 20 Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Son-
dervermdgensgesetzes, fir die Inanspruchnahme von Verpflichtungs-
ermachtigungen gemal § 20 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sonder-
vermogensgesetzes und fur die Zustimmungsbedaurftigkeit der Blrgerschaft
gemal’ § 20 Absatz 6 Satz 1 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes Be-
tragsgrenzen festzusetzen. Eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf
jeweils der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in HOhe von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer
Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermégens ergeben, zu entscheiden,

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in 8 11 des Haushaltsgesetzes der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) fiir das Haushaltsjahr 2017 durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die fir das
Haushaltsjahr 2017 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fur das Haus-
haltsjahr 2018.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, die Deckungsfahig-
keiten nach § 4, die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Befugnis zur
Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungserméchtigungen nach 8§ 5,
die Ubertragbarkeiten nach § 7 sowie die Mdéglichkeit zur Riicklagenbildung nach § 8
gegebenenfalls im Einzelfall zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der Per-
sonalhaushalte fur Produktplane gegebenenfalls

1. einen Befdrderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Rucknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschliel3en. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplane in Teilen oder in
Ganze zu Personaliiberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhéhende und
mobilitatsfordernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschopfen sind.

§12
Kreditermachtigungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur Hohe von 1 361 722 500 Euro auf-
zunehmen,
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2. Kredite zur Deckung von Darlehensprolongationen bestehender Schulden der
bremischen Sondervermdgen der Stadtgemeinde aufzunehmen, soweit im je-
weiligen Wirtschaftsplan hierfur keine planmé&Rige Tilgung vorgesehen ist,

3. Kredite zur Tilgung von Schulden oder Besicherung von Derivaten, fir die
Ausgaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorgesehen sind, aufzunehmen,

4. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des
nachsten Haushaltsjahres Kredite bis zur Hohe von 6 vom Hundertdesin 8§ 1
Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Ausgabe aufzunehmen;
die danach aufgenommenen Kredite sind auf die Kreditermachtigungen des
nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(2) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
8 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Aus-
gabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhoht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1. Zur Umsetzung des zentralen Cash-
managements wird die Senatorin fur Finanzen nach Zustimmung durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss fiur den jeweiligen Einzelfall erméachtigt, Sonderver-
maogen, Eigenbetrieben, Stiftungen, Anstalten des offentlichen Rechts sowie Eigen-
gesellschaften, die zuvor Teile der Gebietskdrperschaft der Freien Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde) waren oder deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr
2018 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte
Hb6he zu gewéhren. Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Rege-
lungen zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die
allgemeinen Grundlagen und Kriterien fur verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren
und festzulegen. Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen
Rahmenvertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cash-
management bei der Senatorin fir Finanzen berucksichtigt sind. Die Bestande der
Sondervermoégen kénnen bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der
Liquiditatssteuerung des Gesamthaushalts eingesetzt werden. Auf die Kredit-
ermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von Erméachtigungen
friherer Haushaltsgesetze aufgenommen worden sind.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Ka-
pitalmarktverhaltnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestim-
men. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann die Senatorin fur Finanzen auch er-
ganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung gunstiger Konditionen und ahnlichen
Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Hochstgrenze fiir derartige Vereinbarungen
ist auf den doppelten Betrag des in Absatz 1 Nummer 1 genannten Betrages be-
grenzt. Bei PrAmieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe tber 5 vom Hun-
dert des veranschlagten Betrages fur Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.
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§13

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir Baumalinahmen
gelten als entsperrt.

(2) In Hohe der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungserméchtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des 8§ 22 der Landeshaus-
haltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

1.

mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte Aus-
gaben zu sperren,

in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im Rah-
men von Deckungsmoglichkeiten einschliel3lich damit verbundener oder flr
sich erforderliche Verénderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem Stel-
lenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen. Dies schliel3t die Ermachti-
gung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von § 5 Absatz
1 Nummer 3 mit produktplantbergreifendem Ausgleich innerhalb einer Dienst-
stelle unbeachtlich der Besoldungs-/Entlohnungsgrenzen des 8 5 Absatz 1
Nummer 3 vorzunehmen,

Uber- oder auRerplanméaRige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des néchst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

die Sperre fur alle Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen fir Baumal3-
nahmen nach 8§ 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

Anzahl und Struktur der Stellen fur Auszubildende an die beschlossene und fi-
nanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach 8 4 Absatz 2 ausgenomme-
nen Ausgaben der Gruppe 441 und den fur die Nachversicherung ausgeschie-
dener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplaniibergreifend
einen Ausgleich vorzunehmen,

zu Nachbewilligungen aus Grunden der Liquiditatssteuerung der Investitions-
ausgaben im Rahmen beschlossener MaRnahmen und Mittel. Die Ermé&chti-
gung qilt ebenfalls fur die Erteilung von tber- und aul3erplanmafigen Verpflich-
tungsermachtigungen, die im Rahmen der Liquiditatssteuerung notwendig

20



sind. Uber die Inanspruchnahme dieser Ermachtigungen ist dem Haushalts-
und Finanzausschuss im ersten Quartal des Folgejahres zu berichten.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht er-
zielt werden, sind die Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen
oder Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Die Senatorin fir Finanzen
wird erméchtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, aul3er bei Kre-
ditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mal3gabe der von der Se-
natorin fir Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder aul3erplanmalig geleistet wer-
den.

(7) Bei der Nutzungsuberlassung von Grundstiicken und Grundstucksteilen darf
mit Zustimmung der Senatorin fr Finanzen von den Vorschriften des 8 63 Absatz 5
in Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fir die genehmigte private Nutzung von Gera-
ten und Einrichtungen durfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets erfol-
gen. Zur Sicherstellung einer gleichméaRigen Gewahrung von Pramien und Zulagen
kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, im Falle auf3erordentlicher Inan-
spruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle 3992/681 50-0,
Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtfallen, veranschlagten Mitteln finanziert wer-
den kann, bis zur Endabrechnung tber den Haftpflichtschadenausgleich der deut-
schen Grol3stadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im Rahmen der Er-
maéachtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach 8 12 Absatz 2 zu finanzieren
sind.

(11) Der Senat wird ermé&chtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Hohe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endguilti-
gen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auRerhaushaltsmafiiges Konto gemal § 9 Absatz 5 darf die Se-
natorin fir Finanzen dort entsprechende Stellen - auch tGber Besoldungsgruppe A 15
hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermdgens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 11 Absatz 2 Nummer 8
zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedirfen ausschliel3lich der Zustimmung
des Sondervermdgensausschusses oder Betriebsausschusses.
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§ 14
Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchfihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten Per-
sonen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungsrechnung
sicher. Sie haben das Recht, die fur diesen Zweck notwendigen Datenbestande des
Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.

§15
Zuwendungsempfanger

Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Zuwendungen nach § 23 der
Landeshaushaltsordnung zur institutionellen Férderung dirfen nur mit der Auflage
bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfanger seine Beschaftigten nicht besser
stellt als vergleichbare Beschéftigte der bremischen Verwaltung, vorbehaltlich einer
abweichenden tarifvertraglichen Regelung dirfen deshalb keine gunstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie flr Beschaftigte der bremischen Verwaltung
jeweils vorgesehen sind. Entsprechendes gilt fur Zuwendungen zur Projektférderung,
wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers Uberwiegend aus 6ffent-
lichen Mitteln finanziert werden. Die Senatorin flir Finanzen wird erméchtigt, ein Re-
gelwerk fir unabweisbare Ausnahmen zu erlassen.

§16
Burgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Burgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender Héhe zu Gbernehmen:

1. zur Férderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,

2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Hohe von 103 000 000 Euro,

3. zur Absicherung von Investitionsdarlehen der Bremer StralRenbahn AG bis zur
Hohe von 65 900 000 Euro,

4. im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

5. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu
310 000 000 Euro;

die Senatorin fur Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 4 an eine Ge-
sellschaft Gbertragen.
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(2) Gewabhrleistungen, die nicht in Euro tbernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Hochstbetrag anzurechnen.

(3) Burgschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr tbernommen und zurtickgefthrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fur Haftungsibernahmen geman der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.

§ 17
Technische Erméachtigungen

Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

8§18
Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.
Bremen, den

Der Senat
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Anlage

HAUSHALTSPLAN

der Freien Hansestadt Bremen
(STADTGEMEINDE)

fur das Haushaltsjahr

2018

GESAMTPLAN

Haushaltstibersicht
Finanzierungsubersicht
Kreditfinanzierungsplan
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Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
Haushaltstbersicht - Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben

Einnahmen
Einzel- Bezeichnung 2018 2017 2016 2015
plan Anschlag | Verpfl.- | Anschlag |Rechnung|Rechnung
ermacht.
Tsd. EUR (gerundet)
30 |Birgerschaft, Senat, Inneres 54.350 - 49.548 50.957 38.213
31 |Sport 323 - 323 460 729
32 |Kinder und Bildung, Kultur 502.004 - 479.088 | 475.407 | 449.757
33  |Arbeit 73 - 73 87 304
34 |Jugend, Soziales 463.219 - 463.809 | 443.948 370.980
35 |Gesundheit 2.570 - 2.690 4.320 3.642
36 |Umwelt, Bau und Verkehr 43.691 - 30.592 37.271 44.189
37 |Wirtschaft 26.772 - 10.315 12.731 19.014
38 |Hafen 72.766 - 71.609 65.839 45.063
39 |Finanzen 3.167.731 - 2.398.082 | 2.246.782 | 2.574.416
Summe der Einnahmen| 4.333.500 - 3.506.130 | 3.337.803 | 3.546.308
Ausgaben
Einzel- Bezeichnung 2018 2017 2016 2015
plan Anschlag | Verpfl.- | Anschlag [Rechnung|Rechnung
ermacht.
Tsd. EUR (gerundet)
30 |Birgerschaft, Senat, Inneres 114.084 4.301 117.011 128.475 108.599
31 |Sport 15.648 - 20.042 15.265 16.957
32 |Kinder und Bildung, Kultur 1.030.309 - 926.109 915.413 715.427
33  |Arbeit 89 - 89 114 107
34 |Jugend, Soziales 1.028.897 - 1.094.682 | 1.067.200 | 1.121.022
35 |Gesundheit 26.795 - 27.963 29.424 26.724
36 |Umwelt, Bau und Verkehr 212.508 119.450| 208.070| 202.038 206.694
37 |Wirtschaft 46.548 15.800 44.091 49.653 47.529
38 |Hafen 102.097 24.500 114.678 114.418 104.157
39 |Finanzen 1.756.525 317.500| 953.395| 815.804 | 1.199.092
Summe der Ausgaben| 4.333.500: 481.551 | 3.506.130 | 3.337.803 | 3.546.308
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5.

FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

FINANZIERUNGSUBERSICHT 2018

Ermittlung des Finanzierungssaldos

Ausgaben
-ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zufihrungen an Rucklagen, Ausgaben zur Deckung
eines kassenmalligen Fehlbetrages sowie haushalts-
technische Erstattungen-

Einnahmen
-ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt,
Entnahmen aus Ricklagen, Einnahmen aus kassen-
maRigen Uberschiissen sowie haushaltstechnische
Erstattungen-

Finanzierungssaldo

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

. Rucklagenbewegung

2.1 Entnahmen aus Ricklagen
2.2 Zufuhrungen an Ricklagen

. Abwicklung der Vorjahre

3.1 Einnahmen aus Uberschiissen
3.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen

. Haushaltstechnische Erstattungen

4.1 Einnahmenseite
4.2 Ausgabenseite

Finanzierungssaldo (Summe 1 bis 4)

-Mio. Euro-

2.959,2

2.955,5

3,7

4,3
1.361,7
1.357,4

-0,7
5,0
5,7

0,0
0,0
0,0

0,0
11,3
11,3

3,7

Abweichungen in der Summe durch Runden
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FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

KREDITFINANZIERUNGSPLAN 2018

l. Kredite am Kreditmarkt
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

Il. Kredite im 6ffentlichen Bereich
1. Einnahmen aus Krediten aus dem offentlichen Bereich

2. Ausgaben zur Schuldentilgung im 6ffentlichen Bereich

- Mio. Euro-
1.361,7
1.357,4

4,3

0,0

0,0
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Begrindung zum Entwurf des Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde) flir das Haushaltsjahr 2018

Zu den Vorschriften im Einzelnen:

Zu 8 1: Feststellungsklauseln

Absatz 1 enthalt die Feststellungsklauseln mit den fir das Haushaltsjahr 2018 mal3-
gebenden Gesamtbetragen an Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermachti-
gungen.

Absatz 2 weist die Feststellungen des Stellenvolumens fur das Haushaltsjahr 2018
aus.

Zu §2 Produktgruppenhaushalt
Die Vorschriften wurden unverdndert aus dem Haushaltsgesetz 2017 tibernommen.

Zu 8 3 Verantwortlichkeiten
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Gbernommen.

Zu 84 Deckungsfahigkeiten

Die Vorschriften der Absatze 1 und 3 wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz
2017 Ubernommen. Die bisher im Haushaltsgesetz in Absatz 2 Nummer 4 geregelte
gegenseitige Deckungsfahigkeit zwischen den Ausgaben der Hauptgruppe 6 und den
konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 wurde aufgehoben. Mit der neuen Nummer
5 in Absatz 2 werden die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 innerhalb einer
Produktgruppe fir sich gegenseitig deckungsfahig.

Zu 85 Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, Erteilung von Verpflich-
tungsermachtigungen
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Glbernommen.

Zu 86 Planungssicherheit
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 tibernommen.

Zu 87 Ubertragbarkeiten
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Glbernommen.

Zu 88 Ricklagenbildung
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 tibernommen.

Zu 89 Rucklage fur Versorgungsvorsorge
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Gbernommen.

Zu 810 Unterjahriges Controlling / Berichtswesen / Vollzug der Sonder-
vermdgen nach 8§ 26 Landeshaushaltsordnung / Umsetzung und
Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen/ Einfihrung eines
Einheitspersonenkontos

Die Vorschriften der Absatze 1 bis 8 wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz

2017 tbernommen.

Absatz 9 wurde der heutigen datenschutzrechtlichen Regelung entsprechend prazi-

siert einschl. der Benennung der erforderlichen Datenkategorien.
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Der neu hinzugefugte Absatz 10 stellt die rechtliche Grundlage fur die Einfihrung
des Einheitspersonenkontos dar. Sie ist notwendig, da damit eine gemeinsame oder
automatisierte Datei verbunden ist, in oder aus der mehrere Daten verarbeitende
Stellen personenbezogene Daten verarbeiten. Aul3erdem bedarf die Verwendung im
Ursprung fur andere Zwecke erhobener Dateien, zum Beispiel die Inanspruchnahme
einer gebuhrenpflichtigen Leistung, der Regelung, da sie durch bestehende daten-
schutzrechtliche Bestimmungen noch nicht erfasst ist.

Zu 8§11 Sonstige Erméchtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses
Die Vorschriften wurden unverandert bzw. entsprechend angepasst aus dem Haus-
haltsgesetz 2017 Gbernommen.

Zu 8§12 Kreditermachtigungen

Absatz 1 wurde unverdndert bzw. entsprechend angepasst aus dem Haushaltsge-
setz 2017 ubernommen. In Absatz 2 wird ein neuer Satz 6 eingefugt, mit dem die
Verwendung der Liquiditat der Sondervermégen gesetzlich bestimmt wird. Der bishe-
rige Satz 6 wird Satz 7.

Der im bisherigen Absatz 3 Satz 5 geregelte Ubergang bis zur Verabschiedung des
Haushaltsgesetzes entfallt aufgrund der Vorlage eines Doppelhaushalts.

Zu 813 Sonstige Verfahrensvorschriften
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Gbernommen.

Zu 8§ 14 Kosten- und Leistungsrechnung
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 ibernommen.

Zu 815 Zuwendungsempféanger
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Ubernommen.

Zu 816 BlUrgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

Zur Absicherung eines von der BSAG bis Ende 2025 geplanten Investitionskontin-
gents von insgesamt bis zu 65,9 Mio. € fur die Anschaffung neuer StralRenbahnen
wird in Absatz 1 eine neue Nummer 3 eingefiigt. Die bisherigen Nummern 3 und 4
des Haushaltsgesetzes 2017 werden Nummern 4 und 5. Der im Haushaltsgesetz
2017 enthaltene Absatz 4, der den Ubergang bis zur Verkiindung des Haushaltsge-
setzes regelt, entfallt aufgrund der Vorlage eines Doppelhaushalts. Im Ubrigen wur-
den die Vorschriften unveréandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Glbernommen.

Zu § 17 Technische Erméachtigungen
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Haushaltsgesetz 2017 Gbernommen.

Zu 8§18 Inkrafttreten

Die bisherige Feststellung einer auf3ergewohnlichen Notsituation gemaf Artikel 146
Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 131a Absatz 3 Satz 1, 2. Alternative der Landes-
verfassung der Freien Hansestadt Bremen entféllt. Die bisher in § 19 enthaltene In-
krafttretensregelung wird nunmehr hier ausgewiesen.
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6. Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
fir das Haushaltsjahr 2019

Vom

Der Senat verkindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2019 wird in Einnahme und Ausgabe
auf 3 387 063 360 Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf
456 969 860 Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Ortsgesetz als Anlage
beigefugt.

(2) Das im Stellenplan fur das Haushaltsjahr 2019 fir den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf 7 448 festgesetzt. Der Stellenindex betragt 1,29.
Daneben werden fur

den Personalhaushalt 789,

die Betriebe nach § 26 der

Landeshaushaltsordnung 2921,
die Anstalten des o6ffentlichen Rechts 816,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts 80

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den Perso-
nalhaushalt 40 Stellenvolumen als temporare Personalmittel, 359 Stellenvolumen als
temporére fliichtlingsbezogene Personalmittel im Haushaltsjahr 2019 ausgewiesen.

§2
Produktgruppenhaushalt

(1) Neben dem nach den allgemeinen Vorschriften des Haushaltsgrundsatze-
gesetzes und der Landeshaushaltsordnung aufgestellten Haushalt ist im Sinne von
§ 7a der Landeshaushaltsordnung ein leistungsbezogener Haushalt fir das Land und
die Stadtgemeinde Bremen aufgestellt worden. Dieser Haushalt ordnet den auf-
gabenbezogenen Budgets verbindliche Finanz-, Personal- und Leistungsziele in Art
und Umfang zu (Produktgruppenhaushalt).

(2) Der Produktgruppenhaushalt gliedert sich in Produktplane, Produktbereiche
und Produktgruppen.

(3) Fur den Vollzug des Produktgruppenhaushalts gelten die Ermachtigungen die-
ses Gesetzes ausschliel3lich fur die Einnahmen und Ausgaben im Haushalt der
Stadtgemeinde.
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83
Verantwortlichkeiten

(1) Die Fach-, Personal- und Finanzverantwortung einschlief3lich der Verantwor-
tung im Sinne von § 9 der Landeshaushaltsordnung fiir die Erledigung der Aufgaben
der bremischen Verwaltung werden zusammengefihrt. Fir die Verantwortungs-
ebenen Produktplan, Produktbereich und Produktgruppe sind die verantwortlichen
Personen der Senatorin fur Finanzen zu benennen.

(2) Die Befugnis zur Einwilligung bei der Einstellung und Versetzung von Beamten
und Richtern in den Dienst der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach
§ 48 der Landeshaushaltsordnung wird von der Senatorin fur Finanzen auf die fur
einen Produktplan verantwortliche Person Ubertragen.

(3) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, weitere Verfahrensregelungen zu
treffen.

§4
Deckungsfahigkeiten

(1) Die Regelungen zur Deckungsfahigkeit der Mittel in § 20 Absatz 1 der Landes-
haushaltsordnung werden fir das Haushaltsjahr 2019 aufgehoben.

(2) Auf der Grundlage von 8§ 20 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

6. die nicht Ubertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

7.  die sonstigen nicht tGbertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Aus-
nahme der Gruppe 441,

8. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,

9. die Ausgaben der Hauptgruppe 6,

10. die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985.

(3) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 2 sind

diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung getrof-
fen worden ist.
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§5

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Personen, die fur eine Produktgruppe verantwortlich sind, werden erméach-
tigt,

7. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppe 985 zulasten von Ausgaben der Haupt-
gruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 nachzu-
bewilligen,

8. alle Ubrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

e) zugunsten nicht tbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
f) zulasten der Gruppe 441,

g) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Haupt-
gruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985,

9. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmafigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fur den 6f-
fentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanzvolumen
der MaRnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen anderen Fal-
len ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und Hebung von Plan-
stellen und Stellen ermachtigten Haushalts- und Finanzausschusses erforder-
lich. Die Ermé&chtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Planstellen und Stellen
in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauerhaft eingespart wer-
den,

10. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fir Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméachtigung gilt sinngemal fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach 8 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des o6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt ge-
fuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Aufsichts-
gremiums bleibt hiervon unbenommen.

(2) Die Personen, die fur einen Produktbereich verantwortlich sind, werden er-
machtigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Hohe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbe-
willigungen

11. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
12. zulasten der Gruppe 441,
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13. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985.

(3) Die Personen, die fur einen Produktplan verantwortlich sind, werden ermach-
tigt, Nachbewilligungen innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro
im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

14. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
15. zulasten der Gruppe 441,

16. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 985 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7
und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2, Ab-
satz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die Gber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie produkt-
bereichsiubergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppentbergreifende sowie produktbereichsubergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absatze 2 und 3. Dies schliel3t die Ermachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
Sperren nach § 22 der Landeshaushaltsordnung gemalf? 8§ 36 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaRnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die fur die jeweiligen Produktbereiche Verantwortlichen werden erméchtigt,
veranschlagte Verpflichtungserméchtigungen fir in sich abgeschlossene Mal3-
nahmen mit einem Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Ab-
finanzierung im Rahmen des né&chstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Fi-
nanzplanung gesichert ist.

(9) Die Ermachtigungen nach den Abséatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur, so-
weit die Leistungsziele nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absat-
ze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die nach den Abséatzen 1 bis 9 er-
forderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.
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§6
Planungssicherheit

(1) Aus Griunden der Planungssicherheit stehen fur den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppe 985) und fir den Bereich der inves-
tiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppe 985) fur den Gesamthaushalt
jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfiigung. Der Senat wird ermachtigt, in
diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der Grundlage von Ver-
pflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte des Senats nach
8 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmalRnahmen
nach 8§ 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 in Anspruch nimmt, ist
der Haushalts- und Finanzausschuss uber die sich daraus ergebenden Anpassungen
der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und Leistungsziele zu unter-
richten. Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, das ndhere Verfahren zu regeln.

§7
Ubertragbarkeiten

Nach 8§ 19 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe 441,
der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 flr Uber-
tragbar erklart. Die Ubertragbarkeit gilt nicht, sofern sie durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen ist. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum Aus-
gleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden mus-
sen.

§8
Rucklagenbildung

(1) Die am Ende des Haushaltsjahres nicht verbrauchten nicht Ubertragbaren Per-
sonalausgaben sowie erzielte allgemeine Mehreinnahmen einer Produktgruppe, die
nicht zum Ausgleich etwaiger Mindereinnahmen oder unabweisbarer Mehrausgaben
innerhalb des Produktplanes heranzuziehen sind, dirfen einer Ricklage innerhalb
eines Produktplanes zugefuhrt werden. Die Feststellung der Hohe der infrage kom-
menden Rucklagenzufiihrung bedarf nach Abstimmung mit der Senatorin fir Finan-
zen der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, tber die in Absatz 1 ent-
haltenen Regelungen hinaus weitergehenden Ricklagenbildungen zuzustimmen.

(3) Soweit fur einzelne Produktplane Rucklagen gebildet worden sind, dirfen die-
se entsprechend den Regelungen des 8§ 5 Absatz 3 fur Zwecke des jeweiligen Pro-
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duktplanes genutzt werden. Die Verwendung dieser Mittel fir die Einstellung unbe-
fristeten Personals ist nicht zulassig.

§9
Rucklage fur Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschéaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbezligen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter Be-
schaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch die Senatorin fur Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den Grup-
pen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschéftigung nach § 63 des Bremischen Beam-
tengesetzes, nach dem Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeit vom 5. Mai 1998
(gultig bis 31. Dezember 2009), nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteil-
zeitregelungen fur altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus
dem Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Ruckstellungen der Anstalt zur Bildung
einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufthren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschaftigung abzufihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbeziige einschliel3lich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grund-
satzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abord-
nung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende Ver-
buchung der Félle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde fur
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei Be-
amten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltféahigen Dienstbeztlige ein-
schlie3lich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhe-
lohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeit-
nehmerbruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschéftigten vom
Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und landeribergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-
zuglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende Mehr-
einnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt fur Versor-
gungsvorsorge abgeftihrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wéhrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt flr Versorgungsvor-
sorge zuzufuihren. Dies gilt fur alle Altersteilzeitfalle nach 8§ 63 des Bremischen Be-
amtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fiir altere
Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeitgesetzes, de-
nen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Ausgleich der
Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei der Anstalt
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zur Bildung einer Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen
im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein aufl3erhaushaltsmafiges
Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase gebucht werden, zu-
rackgefuhrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, das nahere Verfahren zu regein.

§10

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermodgen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen/ Einfihrung
eines Einheitspersonenkontos

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei Abwei-
chungen rechtzeitig Gegensteuerungsmalflinahmen einzuleiten und Vorschlage zur
Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den Ebe-
nen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktpl&ne sowie flr die Be-
triebe, sonstigen Sondervermdgen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger perio-
disch Berichte vorzulegen. Fur den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Absétzen 1 und 2 unberthrt. Der Haushalts-
und Finanzausschuss wird ermachtigt, zum Vollzug der Wirtschaftspléane der Betrie-
be und sonstigen Sondervermdgen nach 8§ 26 der Landeshaushaltsordnung das na-
here Verfahren zu regeln.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, die zur Realisierung eines alle Ein-
richtungen der Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements und —control-
lings erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und Ma-
nagement) zu verarbeiten. Dies schliel3t die der Budgetierung zugrunde liegenden
Daten, Daten Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman
8 9 Absatz 5 ein. Hierzu gehort auch die Unterstiitzung des dezentralen Personal-
controllings und der dezentralen Personal- und Stellenverwaltung einschlie3lich Ge-
haltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien Hanse-
stadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im Rahmen des Daten-
banksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfligung stehen, sind verpflichtet,
der Senatorin fur Finanzen diese periodisch und automatisiert zur Verfigung zu stel-
len. Die Senatorin fur Finanzen wird erméachtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen zu treffen.
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(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, zur Berechnung von Pensionsrick-
stellungen und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die daftr
notwendigen Daten aus den Verfahren PuMa/KIDICAP unter Beriicksichtigung da-
tenschutzrechtlicher Vorschriften zu verarbeiten. Dies schlief3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an fur die Durchfihrung der Berechnung der Pensionsriick-
stellung beauftragte Dritte ein.

(7) Es wird ein unterjahriges Controlling fir Beteiligungen und Sondervermégen
eingerichtet. Die hierfur erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verfiigung zu stellen. Der Senat wird erméchtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zu-
standigkeiten fur die Berichterstattung, zu treffen. Die Senatorin fir Finanzen und die
zustandigen Fachressorts werden ermachtigt, die erhobenen Daten in einem Daten-
banksystem zu verarbeiten.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling Gber die Malinahmen der Investitions-
planung aufgebaut. Die hierfur erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert
zur Verfiigung zu stellen. Der Senat wird ermachtigt, die hierzu erforderlichen Verfah-
rensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zustan-
digkeiten fur die Berichterstattung, zu treffen. Die Senatorin fur Finanzen und die zu-
standigen Fachressorts werden ermachtigt, zur Realisierung eines alle Einrichtungen
der Stadtgemeinde umfassenden Controllings der maRnahmenbezogenen Investiti-
onsplanung die erhobenen Daten in einem Datenbanksystem zu verarbeiten.

(9) Die Senatorin fir Finanzen wird ermachtigt, zur Umsetzung des 8§ 2b des Um-
satzsteuergesetzes und damit im Zusammenhang stehender Vorbereitungs-
handlungen, sowie zur Erfillung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten
der Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonsti-
gen Sondervermdgen und anderen Organisationseinheiten, im durch Satz 3 be-
stimmten Umfang in das Rechnungswesen-System und das Vertragswesen der
Stadtgemeinde Einsicht zu nehmen und insoweit steuerlich relevante Daten zu ver-
arbeiten, auch wenn diese Daten urspringlich zu anderen Zwecken erhoben wurden.
Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit bundesgesetzliches
Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf die sich die Berechti-
gung zur Einsichthahme und Verarbeitung der Senatorin fir Finanzen bezieht, be-
stimmt sich nach den Anforderungen, die an eine ordnungsgemal3e Rechnung im
Sinne des § 14 des Umsatzsteuergesetzes zu stellen sind, sowie nach den diesen
Rechnungen zu Grunde liegenden vertraglichen Vereinbarungen, Dies gilt entspre-
chend fur Daten im Zusammenhang mit Entgelten, die auf 6ffentlich-rechtlicher
Grundlage erhoben oder geleistet werden. Nach Ablauf der in 8 257 des Handelsge-
setzbuches und in 8§ 147 der Abgabenordnung bestimmten Aufbewahrungsfristen
sind die verarbeiteten Daten sowie die dazugehdrigen vertraglichen Vereinbarungen
zu l6schen oder zu vernichten. Die Senatorin fir Finanzen wird ermachtigt, Verfah-
rensregelungen zu treffen.

(10) Die Datenverarbeitung fur andere Zwecke als diejenigen, fir die personen-
bezogene Daten erstmals erhoben oder gespeichert worden sind, ist nur zulassig,
wenn bei Teilnahme am Privatrechtsverkehr oder zur Durchsetzung 6ffentlich-
rechtlicher Geldforderungen ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu verar-
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beitenden Daten vorliegt und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutz-
wurdige Interesse der Betroffenen an der Geheimhaltung Gberwiegt. Der Senat wird
ermachtigt, nach Anhérung der Landesbeauftragten fir den Datenschutz durch
Rechtsverordnung die Einrichtung und Ausgestaltung einer solchen Datei (Einheits-
personenkonto) zu regeln.

§11

Sonstige Erméachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird erméachtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschliel3en.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartiber hinaus erméchtigt,

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmadglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschliel3en,

anstelle veranschlagter Verpflichtungsermachtigungen andere (tber- oder au-
Rerplanmalige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fallen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

die erforderlichen Stellenplan&dnderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

h) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,

i) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
j) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
k) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

Voraussetzung ist, dass ein unabweisbarer Bedarf ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschliel3t,

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr benétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Griindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmafRigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschrankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 6
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann ins-
besondere das den Ressorts zur Verfigung stehende Haushaltsvolumen be-
grenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,
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24. fur die Zustimmungsbedirftigkeit des Betriebsausschusses und der Burger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemalf § 18 Absatz 3
Satz 2 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes, fur die Veranschlagung
von Anschaffungskosten gemal 8§ 20 Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Son-
dervermdgensgesetzes, fur die Inanspruchnahme von Verpflichtungs-
erméachtigungen gemal 8§ 20 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sonder-
vermogensgesetzes und fur die Zustimmungsbedurftigkeit der Burgerschaft
gemal’ 8 20 Absatz 6 Satz 1 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes Be-
tragsgrenzen festzusetzen. Eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf
jeweils der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

25. Uber die Verwendung von Minderausgaben in HOhe von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer
Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermégens ergeben, zu entscheiden,

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in 8 11 des Haushaltsgesetzes der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) fiir das Haushaltsjahr 2018 durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die fir das
Haushaltsjahr 2018 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fur das Haus-
haltsjahr 2019.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, die Deckungsfahig-
keiten nach § 4, die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Befugnis zur
Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungserméchtigungen nach 8§ 5,
die Ubertragbarkeiten nach § 7 sowie die Mdéglichkeit zur Riicklagenbildung nach § 8
gegebenenfalls im Einzelfall zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der Per-
sonalhaushalte fur Produktplane gegebenenfalls

26. einen Beférderungsstopp,
27. einen Einstellungsstopp,
28. die Rucknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschliel3en. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplane in Teilen oder in
Ganze zu Personaliiberhangbereichen erkléren, in denen fluktuationserhéhende und
mobilitatsfordernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschopfen sind.

§12
Kreditermachtigungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

29. zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur Hohe von 363 892 710 Euro auf-
zunehmen,
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30. Kredite zur Deckung von Darlehensprolongationen bestehender Schulden der
bremischen Sondervermdgen der Stadtgemeinde aufzunehmen, soweit im je-
weiligen Wirtschaftsplan hierftir keine planmé&Rige Tilgung vorgesehen ist,

31. Kredite zur Tilgung von Schulden oder Besicherung von Derivaten, fir die
Ausgaben im Kreditfinanzierungsplan nicht vorgesehen sind, aufzunehmen,

32. ab Oktober des Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des
nachsten Haushaltsjahres Kredite bis zur Hohe von 6 vom Hundertdesin § 1
Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Ausgabe aufzunehmen;
die danach aufgenommenen Kredite sind auf die Kreditermachtigungen des
nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(2) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
8 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Aus-
gabe aufzunehmen. Dieser Betrag erhoht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1. Zur Umsetzung des zentralen Cash-
managements wird die Senatorin fur Finanzen nach Zustimmung durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss flr den jeweiligen Einzelfall erméachtigt, Sonderver-
maogen, Eigenbetrieben, Stiftungen, Anstalten des offentlichen Rechts sowie Eigen-
gesellschaften, die zuvor Teile der Gebietskdrperschaft der Freien Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde) waren oder deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr
2019 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung auf die in Satz 1 festgelegte
Hb6he zu gewéhren. Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Rege-
lungen zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die
allgemeinen Grundlagen und Kriterien fur verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren
und festzulegen. Die am Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen
Rahmenvertrag zu vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cash-
management bei der Senatorin fir Finanzen berucksichtigt sind. Die Bestande der
Sondervermoégen kénnen bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der
Liquiditatssteuerung des Gesamthaushalts eingesetzt werden. Auf die Kredit-
ermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von Erméachtigungen
friherer Haushaltsgesetze aufgenommen worden sind.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Ka-
pitalmarktverhaltnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestim-
men. Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann die Senatorin flr Finanzen auch er-
ganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung gunstiger Konditionen und ahnlichen
Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Hochstgrenze fiir derartige Vereinbarungen
ist auf den doppelten Betrag des in Absatz 1 Nummer 1 genannten Betrages be-
grenzt. Bei PrAmieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe tber 5 vom Hun-
dert des veranschlagten Betrages fur Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustim-
mung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. Die Regelungen dieses
Absatzes gelten ab dem 1. Januar 2020 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes
2020 fort.
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§13

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir Baumalinahmen
gelten als entsperrt.

(2) In Hohe der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungserméchtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des 8§ 22 der Landeshaus-
haltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt,

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte Aus-
gaben zu sperren,

in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im Rah-
men von Deckungsmoglichkeiten einschliel3lich damit verbundener oder flr
sich erforderliche Verénderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem Stel-
lenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen. Dies schliel3t die Ermachti-
gung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von § 5 Absatz
1 Nummer 3 mit produktplantbergreifendem Ausgleich innerhalb einer Dienst-
stelle unbeachtlich der Besoldungs-/Entlohnungsgrenzen des 8 5 Absatz 1
Nummer 3 vorzunehmen,

Uber- oder auRerplanméaRige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nachst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

die Sperre fur alle Ausgaben und Verpflichtungserméchtigungen fir Baumal3-
nahmen nach 8§ 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

Anzahl und Struktur der Stellen fur Auszubildende an die beschlossene und fi-
nanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach 8 4 Absatz 2 ausgenomme-
nen Ausgaben der Gruppe 441 und den fur die Nachversicherung ausgeschie-
dener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplanibergreifend
einen Ausgleich vorzunehmen,

zu Nachbewilligungen aus Grunden der Liquiditatssteuerung der Investitions-
ausgaben im Rahmen beschlossener MaRnahmen und Mittel. Die Ermé&chti-
gung qilt ebenfalls fir die Erteilung von tber- und aul3erplanmafigen Verpflich-
tungsermachtigungen, die im Rahmen der Liquiditatssteuerung notwendig
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sind. Uber die Inanspruchnahme dieser Ermachtigungen ist dem Haushalts-
und Finanzausschuss im ersten Quartal des Folgejahres zu berichten.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht er-
zielt werden, sind die Verantwortlichen verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen
oder Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Die Senatorin fir Finanzen
wird erméchtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, aul3er bei Kre-
ditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mal3gabe der von der Se-
natorin fir Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder aul3erplanmalig geleistet wer-
den.

(7) Bei der Nutzungsuberlassung von Grundsticken und Grundstucksteilen darf
mit Zustimmung der Senatorin fr Finanzen von den Vorschriften des 8 63 Absatz 5
in Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fir die genehmigte private Nutzung von Gera-
ten und Einrichtungen durfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets erfol-
gen. Zur Sicherstellung einer gleichméaRigen Gewahrung von Pramien und Zulagen
kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, im Falle auf3erordentlicher Inan-
spruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle 3992/681 50-0,
Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtfallen, veranschlagten Mitteln finanziert wer-
den kann, bis zur Endabrechnung tber den Haftpflichtschadenausgleich der deut-
schen Grol3stadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im Rahmen der Er-
maéachtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach 8 12 Absatz 2 zu finanzieren
sind.

(11) Der Senat wird ermé&chtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Hohe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endguilti-
gen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auRerhaushaltsmafiiges Konto gemal § 9 Absatz 5 darf die Se-
natorin fir Finanzen dort entsprechende Stellen - auch tGber Besoldungsgruppe A 15
hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermdgens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 11 Absatz 2 Nummer 8
zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedirfen ausschliel3lich der Zustimmung
des Sondervermdgensausschusses oder Betriebsausschusses.
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§ 14
Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchfihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten Per-
sonen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungsrechnung
sicher. Sie haben das Recht, die fur diesen Zweck notwendigen Datenbestande des
Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.

§15
Zuwendungsempfanger

Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Zuwendungen nach § 23 der
Landeshaushaltsordnung zur institutionellen Férderung dirfen nur mit der Auflage
bewilligt werden, dass der Zuwendungsempfanger seine Beschaftigten nicht besser
stellt als vergleichbare Beschéftigte der bremischen Verwaltung, vorbehaltlich einer
abweichenden tarifvertraglichen Regelung dirfen deshalb keine gunstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie flr Beschaftigte der bremischen Verwaltung
jeweils vorgesehen sind. Entsprechendes gilt fur Zuwendungen zur Projektférderung,
wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers Uberwiegend aus 6ffent-
lichen Mitteln finanziert werden. Die Senatorin flir Finanzen wird erméchtigt, ein Re-
gelwerk fir unabweisbare Ausnahmen zu erlassen.

§16
Burgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Die Senatorin fur Finanzen wird ermachtigt, Burgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender Héhe zu Gbernehmen:

41. zur Forderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,

42. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Hohe von 103 000 000 Euro,

43. zur Absicherung von Investitionsdarlehen der Bremer StralRenbahn AG bis zur
Hohe von 65 900 000 Euro,

44. im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

45. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu
310 000 000 Euro;

die Senatorin fur Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 4 an eine Ge-
sellschaft Gbertragen.
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(2) Gewabhrleistungen, die nicht in Euro tbernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Hochstbetrag anzurechnen.

(3) Burgschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr tbernommen und zurtickgefthrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fur Haftungsibernahmen geman der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.

(4) Daruiber hinaus wird die Senatorin fir Finanzen ermachtigt, ab dem 1. Januar
2020 bis zur Verkindung des Haushaltsgesetzes 2020 Burgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen bis zur Halfte der in Absatz 1 fir das Haushaltsjahr 2019
festgesetzten Hochstbetrdge zu Gbernehmen.

§ 17
Technische Erméachtigungen

Die Senatorin fir Finanzen wird erméchtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

8§18
Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.

Bremen, den

Der Senat
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Anlage

HAUSHALTSPLAN

der Freien Hansestadt Bremen
(STADTGEMEINDE)

fur das Haushaltsjahr

2019

GESAMTPLAN

Haushaltstibersicht
Finanzierungsubersicht
Kreditfinanzierungsplan
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Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
Haushaltstbersicht - Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben

Einnahmen
Einzel- Bezeichnung 2019 2018 2017 2016
plan Anschlag | Verpfl.- | Anschlag | Anschlag |Rechnung
ermacht.
Tsd. EUR (gerundet)
30 |Birgerschaft, Senat, Inneres 54.777 - 54.350 49.548 50.957
31 |Sport 323 - 323 323 460
32 |Kinder und Bildung, Kultur 503.024 - 502.004 479.088 475.407
33 |Arbeit 73 - 73 73 87
34 |Jugend, Soziales 447.367 - 463.219 463.809 443.948
35 |Gesundheit 2.553 - 2.570 2.690 4.320
36 |Umwelt, Bau und Verkehr 43.979 - 43.691 30.592 37.271
37 |Wirtschaft 26.963 - 26.772 10.315 12.731
38 |Hafen 71.327 - 72.766 71.609 65.839
39 |Finanzen 2.236.678 - 3.167.731 | 2.398.082 | 2.246.782
Summe der Einnahmen| 3.387.063 - 4.333.500 | 3.506.130 | 3.337.803
Ausgaben
Einzel- Bezeichnung 2019 2018 2017 2016
plan Anschlag | Verpfl.- | Anschlag | Anschlag |Rechnung
ermacht.
Tsd. EUR (gerundet)
30 |Birgerschaft, Senat, Inneres 118.098 1.701 114.084 117.011 128.475
31 |Sport 15.837 - 15.648 20.042 15.265
32 |Kinder und Bildung, Kultur 1.046.063 118.904 | 1.030.309 926.109 915.413
33  |Arbeit 89 - 89 89 114
34 |Jugend, Soziales 1.036.805 - 1.028.897 | 1.094.682 | 1.067.200
35 |Gesundheit 26.676 - 26.795 27.963 29.424
36 |Umwelt, Bau und Verkehr 208.489 75.400 212.508 208.070 202.038
37  |Wirtschaft 43.246 15.500 46.548 44.091 49.653
38 |Hafen 100.290 15.400 102.097 114.678 114.418
39 [Finanzen 791.471 230.065 | 1.756.525 953.395 815.804
Summe der Ausgaben| 3.387.063 456.970 | 4.333.500 | 3.506.130 [ 3.337.803
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5.

FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

FINANZIERUNGSUBERSICHT 2019

Ermittlung des Finanzierungssaldos

Ausgaben
-ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zufihrungen an Rucklagen, Ausgaben zur Deckung
eines kassenmalligen Fehlbetrages sowie haushalts-
technische Erstattungen-

Einnahmen
-ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt,
Entnahmen aus Ricklagen, Einnahmen aus kassen-
maRigen Uberschiissen sowie haushaltstechnische
Erstattungen-

Finanzierungssaldo

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

. Rucklagenbewegung

2.1 Entnahmen aus Ricklagen
2.2 Zufuhrungen an Ricklagen

. Abwicklung der Vorjahre

3.1 Einnahmen aus Uberschiissen
3.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen

. Haushaltstechnische Erstattungen

4.1 Einnahmenseite
4.2 Ausgabenseite

Finanzierungssaldo (Summe 1 bis 4)

-Mio. Euro-

2.971,8

3.006,7

- 34,9

- 34,2
363,9
398,1

-0,7
5,0
5,7

0,0
0,0
0,0

0,0
11,3
11,3

- 34,9

Abweichungen in der Summe durch Runden

47



FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

KREDITFINANZIERUNGSPLAN 2019

l. Kredite am Kreditmarkt
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt

Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

Il. Kredite im 6ffentlichen Bereich
3. Einnahmen aus Krediten aus dem o6ffentlichen Bereich

4. Ausgaben zur Schuldentilgung im 6ffentlichen Bereich

- Mio. Euro-
363,9
398,1
- 34,2

0,0

0,0
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Begrindung zum Entwurf des Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde) fir das Haushaltsjahr 2019

Zu den Vorschriften im Einzelnen:

Zu 8 1: Feststellungsklauseln

Absatz 1 enthalt die Feststellungsklauseln mit den fir das Haushaltsjahr 2019 mal3-
gebenden Gesamtbetragen an Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermachti-
gungen.

Absatz 2 weist die Feststellungen des Stellenvolumens fur das Haushaltsjahr 2019
aus.

Zu §2 Produktgruppenhaushalt
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 83 Verantwortlichkeiten
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 84 Deckungsfahigkeiten
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 85 Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen, Erteilung von Verpflich-
tungsermachtigungen

Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018

tbernommen.

Zu 86 Planungssicherheit
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
tbernommen.

Zu 87 Ubertragbarkeiten
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
tbernommen.

Zu 8§88 Rucklagenbildung
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
tbernommen.

Zu 89 Rucklage fir Versorgungsvorsorge

Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
tbernommen.
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Zu 8§ 10 Unterjahriges Controlling / Berichtswesen / Vollzug der Sonder-
vermdgen nach § 26 Landeshaushaltsordnung / Umsetzung und
Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen/ Einfihrung eines
Einheitspersonenkontos

Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018

Ubernommen.

Zu 811 Sonstige Ermachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses
Die Vorschriften wurden unverandert bzw. entsprechend angepasst aus dem Entwurf
des Haushaltsgesetzes 2018 tlbernommen.

Zu 812 Kreditermachtigungen

Absétze 1 und 2 wurden unverandert bzw. entsprechend angepasst aus dem Entwurf
des Haushaltsgesetzes 2018 Gbernommen. In Absatz 3 ist ein neuer Satz 5 einge-
fiigt, mit dem der Ubergang bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 2020
geregelt wird.

Zu 813 Sonstige Verfahrensvorschriften
Die Vorschriften wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 8§ 14 Kosten- und Leistungsrechnung
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 815 Zuwendungsempfanger
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu 816 BlUrgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

Die Absatze 1 bis 3 wurden unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes
2018 ubernommen. Die Regelung wurde ergéanzt durch Absatz 4, der den Ubergang
bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2020 regelt.

Zu § 17 Technische Erméachtigungen
Die Vorschrift wurde unverandert aus dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 2018
Ubernommen.

Zu § 18 Inkrafttreten
Es handelt sich um die notwendige Inkrafttretensregelung.
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Liste der Antrage nach § 32 Abs. 1 OBG zur Haushaltsaufstellung 2018/2019

4.9.2017

ter-Opfer-Ausgleich sowie Schlich-
ten in Nachbarschaften in der Groh-
ner Dine.

Antrag ist an SJV, Sl und SSJFIS

dem Ortsamt entsprechend geant-
wortet.

Ifd. | Antragstellendes Antrag Stellungnahme des Fachressorts | Fachdeputation
Nr. | Ortsamt (Beirat) Datum Stichwort / Kurzbeschreibung Datum Beschluss
Senator fiir Inneres
1 Blumenthal 14.12.2016 | Neubau Geratehaus FF Farge Im PPL 97 werden fur 2018 und 08.08.17 Zustimmung
2019 entsprechende Mittel veran-
schlagt
2. | Blumenthal 15.06.2017 | Ausstattung der Freiwilligen Feuer- | Auf allen Léschfahrzeugen der Be- | 08.08.17 Zustimmung
wehren Blumenthal und Farge mit rufsfeuerwehr werden Warmebild-
Warmebildkameras kameras mitgefiihrt. Im Regelfall ist
die Berufsfeuerwehr als erstes an
einer Brandstelle, die Freiwillige
Feuerwehr kommt unterstutzend
hinzu. Insofern ist der Einsatz einer
Warmebildkamera, soweit erforder-
lich, an einer Brandstelle sicherge-
stellt
3. | Hemelingen 17.01.2017 | Verstetigung des Programms Das Programm fallt nicht in die Zu- | 08.08.17 Zustimmung
,Schlichten in Nachbarschaften” standigkeit der Ressorts, vielmehr
Der Antrag wurde sowohl an das ist es ein niedrigschwelliges Ange-
Innen- als auch an das Justizressort | bot innerhalb des Projektes ,Woh-
gerichtet. nen in Nachbarschaften®. Die Ent-
scheidung, ob ein Projekt gefoérdert
wird, obliegt den Beiraten.
4. | Vahr 01.02.2017 | Finanzielle Absicherung der Ver- Das Ressort hat bereits in den ver- | 08.08.17 Zustimmung
kehrsschule Bremen; der Antrag ist | gangenen Jahren, gemeinsam mit
an SKB, Sl und SUBV gleichlautend | SKB und SUBYV, die Arbeit der Ver-
gerichtet. kehrsschule unterstutzt. Entspre-
chende Mittel sind im Haushalts-
entwurf eingeplant
5. | Vegesack 12.12.2016 | Einplanung von Mitteln fir den Ta- Siehe Beirat Hemelingen; SJV hat 08.08.17 Zustimmung
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gleichlautend gerichtet.

Senator fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport - Produktplan Sport

1

Ortsamt Vegesack

31.03.2017

Bau von Sportanlagen als Ersatz fur
Flachen auf dem Oeversberg

Eine Arbeitsgruppe soll bis zum
Sommer 2017 Lésungsvorschlage
erarbeiten. Konkrete Untersuchun-
gen zu Larm, Stadtebau und Frei-
raumplanung stehen an. Die erfor-
derlichen Planungskosten werden
derzeit ermittelt. Danach ist durch
den Senat zu entscheiden, ob die
MalRnahmen umgesetzt werden
sollen und wie die damit zunachst
verbundenen Planungsaufwendun-
gen konkret finanziert werden. Die
Ermittlung der Umsetzungskosten
erfolgt erst auf Grundlage der Pla-
nungen.

08.08.17

Ablehnung

Beirat Osterholz

14.12.2016

Budget fir die Sanierung der Heinz-
Thiele-Halle in Blockdiek

Im Ortsgesetz Uber Beirate und
Ortsamter (§ 9 ff.) werden die Rech-
te der Beirate zu Beteiligungen und
Entscheidungen aufgefuhrt. Nicht
enthalten sind dabei Entschei-
dungsrechte bezogen auf Sportan-
lagen, so dass fur diesen Bereich
ein Stadtteilbudget bereits grund-
satzlich nicht in Frage kommit.

08.08.17

Ablehnung

Ortsamt Horn-Lehe

20.02.2017

Neubau einer Sporthalle fir den TV
Eiche Horn und der OS Ronzelen-
stralle

Das Vorhaben des TV Eiche Horn
e.V., eine neue Sporthalle zu bau-
en, ist der Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und
Sport bekannt und sie unterstitzt
das Engagement der Vereine, die
derartige Bestrebungen vorweisen.
In der Sportentwicklungsplanung

08.08.17

Ablehnung
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2017 werden die Sportvereine im
Rahmen der vorhandenen Mdglich-
keiten beim Bau neuer Sporthallen
unterstitzen. Eine nach Prioritaten
abgestufter Neubauplan soll entwi-
ckelt werden, um uns in den kinfti-
gen Haushaltsberatungen fir eine
zigige Umsetzung dieser Vorhaben
einsetzen zu kénnen. Entspre-
chend sind fur das Haushaltsjahr
2019 Planungsmittel in Hohe von
50.000 € fur Hallenneubauten vor-
gesehen.

Senator fur Kinder und Bildung

1 Walle 01.03.2017 | Ersatz fur die marode Berufsschule | Der Senat hat der Umsetzung des 09.08.17 Die Deputation far
Grof3handel, AuRenhandel und Ver- | Projektes ,Neubau der Berufsschu- Kinder und Bildung
kehr (BS GAV) le fir den GroRhandel, AuRenhan- nimmt Kenntnis.

del und Verkehr” in einer &ffentli-
chen-privaten Partnerschaft (OPP)
am 4.7.2017 zugestimmit.

2 Schwachhausen 28.02.2017 | Schaffung der fiskalischen Voraus- | Die Entwicklung von neuen Ganz- 09.08.17 Die Deputation far
setzungen flr eine offene Ganz- tagsschulen wird im Rahmen der Kinder und Bildung
tagsgrundschule Carl-Schurz- Uberarbeitung der Schulstandort- nimmt Kenntnis.
Stralle zum Schuljahr 2018/19 planung beschlossen.

3 Schwachhausen 28.02.2017 | In Schwachhausen werden folgende | In Schwachhausen werden folgen- | 09.08.17 Die Deputation far
neue Kitas geschaffen: Investoren- | de neue Kitas geschaffen: Investo- Kinder und Bildung
modell Schwachhauser Heerstrasse | renmodell Schwachhauser Heer- nimmt Kenntnis.
und Freiligrathstrasse. strasse und Freiligrathstrasse.

4 Vahr 31.01.2017 | Finanzielle Absicherung der Ver- Die gewinschte Absicherung istim | 09.08.17 Die Deputation flr
kehrsschule in der Vahr Haushalt verankert worden. Kinder und Bildung

nimmt Kenntnis.

5 Horn-Lehe 17.11.2016 | Ausbau der Mensa in der Oberschu- | Planungsmittel sind im Haushalts- 09.08.17 Die Deputation flr

le an der Ronzelenstrale

entwurf vorgesehen, die Baumal}-
nahmen werden im folgenden Dop-
pelhaushalt abgesichert.

Kinder und Bildung
nimmt Kenntnis.
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6 Horn-Lehe 17.11.2016 | Sanitare Anlagen und Abwasserlei- | SKB ist nicht flir Sanierungen zu- 09.08.17
tungen in der Kita Vorstral’e erneu- | standig, der Antrag wurde an SF
ern weitergeleitet.

7 Horn-Lehe 20.02.2017 | Sporthallenneubau TV Eiche Zustandig ist das Sportamt (SJFIS). | 09.08.17
Horn/OS Ronzelenstralle

8 Burglesum 22.11.2016 | Investitionsmittel fur eine Erweite- Planungsmittel sind im Haushalts- 09.08.17 Die Deputation fur
rung und Ausstattung der Mensa an | entwurf vorgesehen, die Baumal3- Kinder und Bildung
der Oberschule an der Helsinkistra- | nahmen werden im folgenden Dop- nimmt Kenntnis.
Re pelhaushalt abgesichert.

9 Oberneuland 28.11.2016 | Schaffung der haushaltsrechtlichen | Die Entwicklung von neuen Ganz- 09.08.17 Die Deputation far
Voraussetzungen flr eine vierzlgi- | tagsschulen wird im Rahmen der Kinder und Bildung
ge Grundschule Oberneuland sowie | Uberarbeitung der Schulstandort- nimmt Kenntnis.
einen offenen Ganztag planung beschlossen. Fur den Aus-

bau zur vierztigigen Grundschule
stehen Planungsmittel zur Verfi-
gung.

10 | Oberneuland 28.03.2017 | Schaffung der bendtigten Raumka- | Planungsmittel sind im Haushalts- 09.08.17 Die Deputation far
pazitaten in der Oberschule Rock- entwurf vorgesehen, die Baumal}- Kinder und Bildung
winkel fur eine 5-zlgige Ausrichtung | nahmen werden im folgenden Dop- nimmt Kenntnis.

pelhaushalt abgesichert.

11 | Neustadt 16.03.2017 | Bereitstellung von Mitteln fir die Im Haushaltsentwurf vorgesehen. 09.08.17 Die Deputation far
Kitas Delmestral3e und Huckelriede Kinder und Bildung

nimmt Kenntnis.

12 | Neustadt 16.02.2017 | Bereitstellung ausreichender Mittel Planungsmittel sind im Haushalts- 09.08.2017 | Die Deputation fur
fir eine Grundschule auf dem Ge- entwurf vorgesehen, die Baumal}- Kinder und Bildung
lande der Wilhelm-Kaisen-Schule nahmen werden im folgenden Dop- nimmt Kenntnis.

pelhaushalt abgesichert.

13 | Neustadt 16.02.2017 | Einrichtung von Stellen fur Schulso- | Im Rahmen des Haushaltsentwurfs | 09.08.17 Die Deputation fur
zialarbeiter/innen an den Neustadter | sind weitere 11 Stellen fur Schulso- Kinder und Bildung
Grundschulen zialarbeit vorgesehen. Bei der Ver- nimmt Kenntnis.

teilung wird auch eine Neustadter
Grundschule beteiligt sein.
14 | Neustadt 05.04.2017 | Ausbau der Schulhéfe und die Au- Der Anschlag konnte leider nicht 09.08.17 Die Deputation fur

Renbereiche von o6ffentlichen Kin-
dertageseinrichtungen

erhoht werden. Es sollen aber im
Rahmen der nutzerspezifischen
Mafnahmen insbesondere die Au-
Renspielbereiche im Blick behalten

Kinder und Bildung
nimmt Kenntnis.
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werden.

15 | Vegesack 12.12.2016 | Sanierung der Turnhalle Ludwig- SKB ist nicht fir Sanierungen zu- 09.08.17
Jahn-Str. standig, der Antrag wurde an SF

weitergeleitet.

16 | Vegesack 11.01.2017 | 11.01.2017 Aulienspielbereiche der | Der Anschlag konnte leider nicht 09.08.17 Die Deputation far
Kindertagesstatten und Grundschu- | erhoht werden. Es sollen aber im Kinder und Bildung
len Rahmen der nutzerspezifischen nimmt Kenntnis.

Malnahmen insbesondere die Au-
Renspielbereiche im Blick behalten
werden.

17 | Woltmershausen 27.03.2017 | Bereitstellung von Finanzmitteln fir | Im Haushaltsentwurf vorgesehen 09.08.17 Die Deputation fir
den Ausbau der Tagesbetreuungs- Kinder und Bildung
angebote fur Kinder in Woltmers- nimmt Kenntnis.
hausen /Rablinghausen und flir den
Ersatzbau der Kindertagesbetreu-
ungseinrichtung Charlotte Niehaus

18 | Woltmershausen 27.03.2017 | Bereitstellung von Finanzmitteln fir | Im KinvFG Il ab 2018 vorgesehen. 09.08.17 Die Deputation far
den Ganztagsschulausbau der Kinder und Bildung
Grundschule an der Rechtenflether nimmt Kenntnis.
StralRe

19 | Huchting 30.05.2017 | Situation an den HuchtingerGrund- | Im Handlungskonzept stehen Per- 09.08.17 Die Deputation fur
schulen Attraktivierung von Stellen | sonalverstarkungsmittel fir Schu- Kinder und Bildung
im Schuldienst beispielsweise flr len, die besondere Herausforderun- nimmt Kenntnis.
Zulagen gen zu bewaltigen haben, zur Ver-

flgung.

20 | Findorff 12.05.2017 | Planungsmittel fir den Umbau der Planungsmittel sind im Haushalts- 09.08.17 Die Deputation fur
Grundschule Admiralstr. zur gebun- | entwurf vorgesehen, die Baumal3- Kinder und Bildung
denen Ganztagsschule nahmen werden im folgenden Dop- nimmt Kenntnis.

pelhaushalt abgesichert.

Senator fur Senator fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport - Produktplan Jugend und Soziales

1 Burglesum 15.11.2016 | Offene Jugendarbeit: bedarfsge- Der vorgelegte Haushaltsentwurf 04.08.17 Kenntnisnahme,
rechte Aufstockung fir die offene sieht fUr die offene Jugendarbeit in Antrag wird nicht
Jugendarbeit der Stadtgemeinde Bremen im Ver- gefolgt

gleich zu den in 2017 eingesetzten
Mitteln 195 T€ zusatzlich in 2018

Seite 5



vor, in 2019 sind es 274 T€. Im
Rahmen des Eckwertes sind damit
Der vorgelegte Haushaltsentwurf
sieht fUr die offene Jugendarbeit in
der Stadtgemeinde Bremen im Ver-
gleich zu den in 2017 eingesetzten
Mitteln 195 T€ zusatzlich in 2018
vor, in 2019 sind es 274 T€. Im
Rahmen des Eckwertes sind damit
Verbesserungen im Bereich der
Offenen Jugendarbeit mdglich. Die
Erhéhungen entsprechen damit
auch dem Wunsch der Beirate, die
Arbeit in diesem Bereich zu starken.
Eine Aufstockung darlber hinaus in
der von einigen Beiraten gewlnsch-
ten Hohe ist jedoch nicht moglich,
so dass Antrage abgelehnt werden
muissen.

Vegesack 08.12.2016 | Bereitstellung der Mittel zur Finan- Unabhangig vom Programm WiN 04.08.17 Kenntnisnahme,
zierung des Tater-Opfer-Ausgleichs | sieht die Senatorin fur Soziales, Ablehnung
und Schlichten in Nachbarschaften Jugend, Frauen, Integration und
in der Grohner Diine Sport keine Moéglichkeit, Mittel zur
Finanzierung des Tater-Opfer-
Ausgleichs zur Verfugung zu stel-
len, da hierfur keine Ressortzustan-
digkeit besteht.
Obervieland 13.12.2016 | Unterstutzung der Durchfihrung Die Beirate erhalten fiur die stadtteil- | 04.08.17 Kenntnisnahme,
von Mal3nahmen der Kinder- und bezogene Kinder- und Jugendbe- Antrag wird nicht
Jugendbeteiligung im Stadltteil; je teiligung ein Stadtteilbudget. Zu- gefolgt
9.000 € fur 2018 und 2019 satzliche Mittel fur z.B. die Schaf-
fung eines Jugendbeirates kénnen
im Rahmen der Eckwerte nicht ge-
wahrt werden.
Osterholz 14.12.2016 | Bau einer Jugendeinrichtung auf Frauen, Integration und Sport be- 04.08.17 Kenntnisnahme,

dem Gelande der Bezirkssport-
anlage (Initiative des "Jugend-treffs

grufdt die vom Beirat Osterholz for-
mulierte Forderung zwar fachlich,

Antrag wird nicht
gefolgt
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Blockdiek"); je 350.000 € fir 2018
und 2019

sieht aber keine Mdglichkeit, dieser
durch zusatzliche Mittel zu entspre-
chen.

Walle

21.12.2016

je 48.000 € fur 2018 und 2019; Be-
trieb des Sportparks in der Uber-
seestadt

Die Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport sieht
ebenso wie der Beirat Walle die
Notwendigkeit, im Rahmenkonzept
fur die offene Jugendarbeit Angebo-
te von Uberregionaler Bedeutung
verstarkt zu férdern. Im Rahmen
der durch Senatsbeschluss festge-
legten Eckwerte sieht sie jedoch
keine Mdéglichkeit, dem durch zu-
satzliche Mittel zu entsprechen.

04.08.17

Kenntnisnahme,
Antrag wird nicht
gefolgt

Oberneuland

05.01.2017

Forderung nach Ausweisung und
Mittelbereitstellung eines Stadtteil-
budgets im Einzelplan des Haus-
halts

Die Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen und Integration hat gepruift,
in welchen Bereichen ihrer Zustan-
digkeit Stadtteilbudgets ausgewie-
sen werden kénnen. Nach dieser
Auswertung konnten keine Bereiche
identifiziert werden, in denen ein
entsprechendes Stadtteilbudget im
Rahmen der Eckwerte mdglich war.

04.08.17

Kenntnisnahme,
Ablehnung

Blumenthal

13.03.2017

Fortfihrung einer halben Stelle "An-
kommen im Quartier - Beratung"
und Kostenubernahme fur 2018 und
2019

Im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lungen sind die Beratungsstellen fur
Zugewanderte erneut angemeldet.
Bei der Haushaltsaufstellung
2018/19 ist vorgesehen, zur Teilfi-
nanzierung des zusatzlichen migra-
tionsbedingten Personals einen
Abbaupfad zu beschreiten, mit dem
diese zusatzlichen Personalausga-
ben bis 2021 schrittweise abgebaut
werden sollen. Dennoch wird es
nach derzeitigem Stand des Haus-
haltsaufstellungsverfahrens mdglich
sein, die zusatzlichen Stellen aus

04.08.17

Kenntnisnahme,
Feststellung das
Antrag entsprochen
wird
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dem Integrationsbudget bis Ende
2018 zu verlangern, damit die posi-
tiv begonnene Arbeit in den Quar-
tieren fortgesetzt werden kann. Eine
Verlangerung ab 2019 ist abhangig
von der weiteren Entwicklung der
Flichtlingszahlen und den damit
einhergehenden Beratungs- und
Unterstutzungsbedarfen. Daher ist
Uber eine weitergehende Verlange-
rung, erst in 2018 zu entscheiden.

Vegesack

06.04.2017

Mittelbereitstellung fir die qualifi-
zierte padagogische Begleitung des
Kinder- und Jugendbeirates

Die Senatorin flr Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport ist
bemuht, eine alternative Lésung zu
finden. Durch die Zusammenarbeit
der Werkstatt Bremen mit der GiB
oder einem anderen freien Trager
konnte die Realisierung des inklusi-
ven Angebots im Blrgerhaus mog-
lich werden, da es einen Rechtsan-
spruch auf Werkstatt-platze gibt.
Die Ressorts fir Soziales und Ge-
sundheit haben die unterschied-
lichen Akteure aufgefordert, ent-
sprechende Vorschlage zu unter-
breiten. Nach der Sommerpause
sollen konkrete Gesprache gefuhrt
werden. Diese Umsetzungsmog-
lichkeit eines inklusiven Mittagsti-
sches sollen im Herbst abschlie-
Rend geprift sein.

04.08.17

Kenntnisnahme,
Aufforderung mit
anderen Ressorts
eine Losung zu
finden

Blumenthal

29.05.2017

Einrichtung eines Quartiersbildung-
zentrums vorzugsweise im Blu-
menthaler Rathaus, Aufforderung
an die Senatorin flr Finanzen die
erforderlichen Haushaltsmittel fGr
die Sanierung des Rathauses zur

Die Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport halt
die zur Zeit bestehenden Angebote
fur Zuwanderer/- innen fir hinrei-
chend und hat im Rahmen der
Hauhaltsaufstellung die Beratungs-

04.08.17

Kenntnisnahme,
Ablehnung
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Verfligung zu stellen (2.300.000 €)

stellen fir Zuwanderer erneut an-
gemeldet, damit sie auch in den
Jahren 2018/19 vor Ort zur Verfu-
gung stehen.

10

Burglesum

13.06.2017

Mittelbereitstellung fiir die qualifi-
Zierte padagogische Begleitung des
Kinder- und Jugendbeirates

Die Senatorin fir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport be-
gruft die vom Beirat Burglesum
formulierte Forderung und Begriin-
dung fachlich, sieht aber im Rah-
men der durch Senatsbeschluss
festgelegten Eckwerte keine Mog-
lichkeit, dieser durch zusatzliche
Mittel zu entsprechen. Gemal
Rahmenkonzept flr die offene Ju-
gendarbeit obliegt es dem Con-
trollingausschuss im Stadtteil, die
Erhéhungen des Stadtteilbudgets
bedarfsgerecht einzusetzen und
ggf. Mittel fur eine padagogische
Begleitung des Jugendbeirates ein-
zusetzen

04.08.17

Kenntnisnahme,
Antrag wird nicht
gefolgt

11

Obervieland

13.06.2017

Verlangerung der Laufzeit des Pro-
jekts "Ankommen im Quartier" bis
mindestens zum Ende des Jahres
2018

Im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lungen sind die Beratungsstellen fur
Zugewanderte erneut angemeldet.
Bei der Haushaltsaufstellung
2018/19 ist vorgesehen, zur Teilfi-
nanzierung des zusatzlichen migra-
tionsbedingten Personals einen
Abbaupfad zu beschreiten, mit dem
diese zusatzlichen Personalausga-
ben bis 2021 schrittweise abgebaut
werden sollen. Dennoch wird es
nach derzeitigem Stand des Haus-
haltsaufstellungsverfahrens moglich
sein, die zusatzlichen Stellen aus
dem Integrationsbudget bis Ende
2018 zu verlangern, damit die posi-

04.08.17

Kenntnisnahme,
Feststellung das
Antrag entsprochen
wird
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tiv begonnene Arbeit in den Quar-
tieren fortgesetzt werden kann. Eine
Verlangerung ab 2019 ist abhangig
von der weiteren Entwicklung der
Fllchtlingszahlen und den damit
einhergehenden Beratungs- und
Unterstltzungsbedarfen. Daher ist
Uber eine weitergehende Verlange-
rung, erst in 2018 zu entscheiden.

12

Hemelingen

15.06.2017

Verlangerung der Laufzeit des Pro-
jekts "Ankommen im Quartier" GUber
den 31.12.2017 hinaus

Im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lungen sind die Beratungsstellen fir
Zugewanderte erneut angemeldet.
Bei der Haushaltsaufstellung
2018/19 ist vorgesehen, zur Teilfi-
nanzierung des zusatzlichen migra-
tionsbedingten Personals einen
Abbaupfad zu beschreiten, mit dem
diese zusatzlichen Personalausga-
ben bis 2021 schrittweise abgebaut
werden sollen. Dennoch wird es
nach derzeitigem Stand des Haus-
halts-aufstellungsverfahrens mog-
lich sein, die zusatzlichen Stellen
aus dem Integrationsbudget bis
Ende 2018 zu verlangern, damit die
positiv begonnene Arbeit in den
Quartieren fortgesetzt werden kann.
Eine Verlangerung ab 2019 ist ab-
hangig von der weiteren Entwick-
lung der Fluchtlingszahlen und den
damit einhergehenden Beratungs-
und Unterstutzungsbedarfen. Daher
ist Uber eine weitergehende Verlan-
gerung, erst in 2018 zu entscheiden

04.08.17

Kenntnisnahme,
Feststellung das

Antrag entsprochen

wird

13

Horn-Lehe

15.06.2017

Begegnungsstatte Horn-Lehe als
Begegnungszentrum ausweisen
und finanziell wie bisher férdern

Ein Ausbau der Begegnungsstatte
Horn-Lehe am Standort Hollergrund
ist nicht erfolgsversprechend. Ins-

04.08.17

Kenntnisnahme,
Ablehnung
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gesamt werden allerdings die
Haushaltsmittel fir die Begeg-
nungsstatten in der Stadtgemeinde
Bremen nicht gesenki.

14 | Huchting 19.06.2017 | Finanzierung der Stelle "Ankommen | Dem Antrdgen wurden im Rahmen | 04.08.17 Kenntnisnahme,
im Quartier" in Huchting mit mindes- | der Haushaltsaufstellung weitege- Zustimmung
tens der zur Zeit veranschlagten hend entsprochen.

Personal- und Sachmittel

15 | Huchting 19.06.2017 | Finanzierung der Stelle "Angebote Dem Antrédgen wurden im Rahmen | 04.08.17 Kenntnisnahme,
fur Geflichtete im Haus der Familie | der Haushaltsaufstellung weitege- Feststellung das
Huchting" mit mindestens der zur hend entsprochen. Antrag entsprochen
Zeit veranschlagten Personal- und wird
Sachmittel

16 | Schwachhausen/ 01.02.2017 | Im Doppelhaushalt 2018/2019 min- | Die Haushaltsmittel fir die Aufsu- 04.08.17 Kenntnisnahme,

Vahr destens € 280.000 fir die ,,Aufsu- chende Altenarbeit-Hausbesuche Feststellung das

Beirat Osterholz

14.12.2016

chende Altenarbeit — Hausbesu-
che® zur Verfligung zu stellen,
Durchfihrung Interes-
senbekundungsverfahren zur Aus-
weitung des Projekts auf mindes-
tens einen weiteren Stadtteil

Forderung Café Abseits

werden aufgestockt. Mit den zusatz-
lichen Mitteln kénnen mindestens 2
weitere Standorte gefordert werden

Der Antrag wurde abgelehnt.

02.05.17

Antrag weitgehend

entsprochen wurde

Zustimmung Be-
schlussvorschlag

Ablehnung Stadt-
teilbudget.
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Blumenthal

16.12.2016

Umbau Michael-Fischer-Platz

Aufgrund gutem Zustand der Stra-
Renverkehrsflachen und Prioritaten-
setzung/unzureichenden Mittel nicht
darstellbar.

08.08.17

Zugestimmt

Blumenthal

17.02.2017

Ersatzparkplatze Strandhalle

Es handelt sich um private, der ehem.
Strandhalle zugeordnete Parkplatze
im DeichauRenbereich, nicht um allg.
offentliche Parkplatze. Die Schaffung
weiterer offentlicher Parkplatze in na-
hegelegenen Strallen ist zudem nicht
darstellbar.

08.08.17

Zugestimmt

Blumenthal

11.01.2017

Neugestaltung Bahrs Plate

Neuordnung nach Abriss der Strand-
halle wird in einfacher Weise erfolgen,
ein Umbau im Umfang von T€ 700 ist
nicht darstellbar und wurde auch Fl&-
chen anderer Sondervermégen und
verpachtete Flachen umfassen.

08.08.17

Zugestimmt

Blumenthal

17.03.2017

Bunker Valentin

Beiratsforderung von T€ 250 ist nicht
spezifisch begrindet. Vermarktung
des Bunkers und Mittelbereitstellung f.
Herstellung Entlastungsparkplatz liegt
in der Verantwortung des Kulturres-
sorts (LfpB). SWAH arbeitet an touris-
tischer ErschlieRung (Camping, Anle-

ger)

08.08.17

Zugestimmt

Blumenthal

22.06.2017

Deichkrone Rekum

Den Weg auf der Deichkrone wieder
begehbar zu machen ist, wie man
inzwischen weil3, mit bautechnischen
Schwierigkeiten verbunden, die auch
T€ 200 voraussichtlich tUberschreiten
werden. Die Situation hat sich auch so
gegenlber dem Zustand vor der Dei-
cherhéhung bereits verbessert: ein
asphaltierter Weg fir Radfahrer und

08.08.17

Zugestimmt
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FuRganger hinter dem Deich, fir
FuRganger ein weiterer befestigter
Weg an der Wasserkante und ein
Rasenweg auf dem Deich. Daher ist
die gewunschte Wegverbindung auf
dem Deich nicht als vorrangig finan-
zierbar angesehen.

Burglesum

22.11.2016

Heerstrallenzug, Helsingborger
Platz, Woldes Wiese, Larmschutz
Gronlandstralle

Die Neugestaltung Helsingborger
Platz ist finanziell und planerisch der-
zeit nicht darstellbar. Fur Woldes
Wiesen erfolgt in 2017 ein nachster
Schritt (Erarbeitung eines Gestal-
tungsentwurfs). Zum Larmschutz wird
bis Herbst 2017 eine Bedarfsanalyse
mit Prioritdtensetzung erarbeitet, Fi-
nanzmittel fir die Umsetzung von
MafRnahmen sind im Haushaltsent-
wurf (Stadt) wegen besonderer Mittel-
enge — anders als noch zu Beginn des
Verfahrens gedacht und mitteilgeteilt -
nicht enthalten. Die Prioritaten waren
zudem erst festzulegen und entspre-
chende Kostenberechnungen zu er-
stellen, wenn das Gutachten vorliegt.

08.08.17

Zugestimmt

Hemelingen

28.11.2016

Wegeverbindung Hemslinger
Weg Bahnhof Mahndorf

Wird in Kombination von Beirats- und
Regionalisierungsmitteln umgesetzt.

08.08.17

Zugestimmt

Hemelingen

13.01.2017

Arberger HeerstralRe

Schlechter, aber verkehrssicherer
Zustand der Strale. Eine Sanierung
ist derzeit nicht finanzierbar.

08.08.17

Zugestimmt

Hemelingen

13.01.2017

Hemelinger Heerstralle

Schlechter, aber verkehrssicherer
Zustand der Strale. Eine Sanierung
ist derzeit nicht finanzierbar. 2017
wird ein Schutzstreifen fir Radfahren-
de stadteinwarts aufgebracht. Not-
wendige Ausbesserungsmalnahmen
auf der Fahrbahn werden durchge-

08.08.17

Zugestimmt

Seite 13



fahrt.

10

Hemelingen

13.01.2017

Mahndorfer Heerstralle

Schlechter, aber verkehrssicherer
Zustand der Stral3e. Eine Erhal-
tungsmafinahme im Abschnitt zwi-
schen Eisenbahnunterfuhrung und
Kluvenhagener Stral3e wird 2017 er-
folgen.

08.08.17

Zugestimmt

11

Hemelingen

12.01.2017

Hastedter Heerstrale und Heme-
linger Hafen

Dem Wunsch zur Untersuchung des
Neuordnungsbereiches Hastedter
Heerstralle und Hemelinger Hafen
(Verknupfung zur Neuplanung Werks-
gelédnde Coca-Cola und Kdnecke)
wird mit der Beauftragung einer stad-
tebaulichen Studie bereits nachge-
kommen. Weitere Schritte ergeben
sich erst aus dem zum Jahresende
erwarteten Ergebnis. Mittel werden
insofern nicht reserviert, die Pla-
nungsmittel wurden aber insgesamt
trotz schwieriger Lage leicht aufge-
stockt.

08.08.17

Zugestimmt

12

Hemelingen

10.03.2017

Grinanlagen Rodenfleet

Die Verkehrssicherung des Griinzugs
ist mit T€ 280 im Entwurf des Wirt-
schaftsplans SV Infra flir 2018 enthal-
ten.

08.08.17

Zugestimmt

13

Hemelingen

13.01.2017

WIN/ Soziale Stadt

Eine Mittelaufstockung flr die Flicht-
lingsintegration war Bestandteil des
Integrationsbudgets, die Forderkulisse
und Beschlusslagen lassen keine
Umschichtungen zugunsten von He-
melingen zu, aulRer die bisher bereits
zu Gunsten von Hemelingen genutz-
ten Reste anderer Gebiete sowie des
Zuwanderungsfonds in 2015. Auch
Aufstockungen des Bundes missen in
diese Kulissen passen und zudem
von der FHB kofinanziert werden.

08.08.17

Zugestimmt
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14

Hemelingen

10.03.2017

Schlichten in Nachbarschaft

Die Verstetigung von langjahrigen
Projekten in der WIN-Forderung ist
ein Diskussionsthema im Rahmen der
anstehenden Programmevaluation.
Fachlich ist das Thema Schlichtung
keine Aufgabe des Bauressorts und
kann mit Blick auf die WIN-Verfahren
auch nicht von hieraus entschieden
werden.

08.08.17

Zugestimmt

15

Huchting

22.02.2017

StraRenbeleuchtung Huchting

Die Beleuchtung in den Strallen Tom-
Dyk und Vehrels ist 2017 vorgesehen.
Der Aufristungsantrag auf eine 100%
Beleuchtung fur bestimmte Stral3en
wird im Zeitraum 2018-2024 erfolgen.
Eine Beleuchtung und Sanierung des
Schulwegs durch das Grinzentrum
Sodenmatt kann 2017 unter Beteili-
gung des Beirats aus dem Stadtteil-
budget (Beschluss liegt vor) erfolgen.

08.08.17

Zugestimmt

16

Huchting

29.03.2017

Sanierung Huchtinger Heerstralie

Eine Instandsetzung des Gehwegs ist
sowohl aufgrund der Baumwurzelsitu-
ation als auch der Haushaltslage nicht
darstellbar.

08.08.17

Zugestimmt

17

Oberneuland

28.11.2016

Ausbau Muhlenfeldstralle

Der Straf’enzustand ist schlecht aber
verkehrssicher. Eine Instandsetzung
ist daher finanziell nicht darstellbar.

08.08.17

Zugestimmt

18

Oberneuland

16.12.2016

Erneuerung Strallenbelag Ober-
neulander Landstr.

Der Straf’enzustand ist schlecht aber
verkehrssicher. Eine Instandsetzung
ist daher finanziell nicht darstellbar.

08.08.17

Zugestimmt

19

Oberneuland

15.12.2016

Erneuerung Fahrbahnbelag
Oberneulander Heerstr.

Die Oberflache ist in keinem instand-
setzungsbediirftigen Zustand und
auch ein Austausch des Pflasters ge-
gen Asphalt derzeit nicht absehbar.

08.08.17

Zugestimmt

20

Osterholz

19.12.2016

Quartierservice

Es gibt immer weniger Aufgaben, die
rechtlich zulassig vom Quartiersser-
vice erbracht werden kdénnen. Viele
sinnvolle Aufgaben liegen zudem im

08.08.17

Zugestimmt
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Zustandigkeitsbereich anderer Res-
sorts und werden derzeit aus endli-
chen Mitteln der Leitstelle Saubere
Stadt finanziert. Das Leistungsspekt-
rum der FHB im Bereich Stadtsauber-
keit selbst wird sich Gber die Neuaus-
schreibung und Umstrukturierung der
StralRenreinigung 2018 andern.

21

Osterholz/Hemelingen

1.6.2017

Planungsmittel Malerstralie

Mittel fur die Planung der Gleisverbin-
dungen Weserwehr bis Mahlerstralie
und von Sebaldsbriick zur Osterholzer
Heerstralle sind aus Regionalisie-
rungsmitteln verfigbar. Die Umset-
zung richtet sich nach den verfiigba-
ren Personalkapazitaten.

08.08.17

Zugestimmt

22

Schwachhausen

28.02.2017

Verkehrsmalinahmen

Die angesprochenen StralRen sind
sanierungsbedurftig, MaRnahmen
aber derzeit nicht finanzierbar. Die
beantragte Querungshilfe in der
Wachmannstral3e wird im Rahmen
des VEP-Programms Querungshilfen
gepruft. Die provisorische Lichtsignal-
anlage wird mit Blick auf die Randbe-
dingung der Fahrradstral3e erneut
Uberpruft. (Bericht Planungskonferenz
28.01.17)

08.08.17

Zugestimmt

23

Vahr

01.02.2017

Verkehrsschule Vahr

FortfUhrung der bisherigen Finanzie-
rung. Keine erneute Aufstockung.
Einzelprojekte kdnnen ggf. aus WIN-
Mitteln geférdert werden wie derzeit
die ,Vahrer Maulwdrfe*

08.08.17

Zugestimmt

24

Vegesack

13.12.2016

Weiterbetrieb Buslinie 87 und 99

Mit den Seniorenwohnheimen und
dem Beirat Burglesum wurde eine
Lésung fur den dstlichen Teil der Linie
87 abgestimmt. Der Losungsvor-
schlag fur den Linienteil in Vegesack
sieht vor, dass statt des bisher einge-

08.08.17

Zugestimmt
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setzten Anruflinientaxis mit dem Fahr-
planwechsel im Frihjahr 2017 die
bereits bestehende Linie 677 taglich
durch zwei zusatzliche Fahrten von
montags bis freitags verstarkt wurde.
Samstags verkehren bis mittags An-
ruflinientaxen im Stundentakt.

Die Linie 98 verkehrt statt bisher alle
30 Minuten im 15-Minuten-Takt tber
die Aumunder Feldstralle. Ein Weiter-
betrieb der urspringlichen Linien kann
nicht ermoglicht werden.

23

Vegesack

13.12.2016

Gesamtkonzept Bahnhofsbereich
incl. Vegesacker Hafen

Im Rahmen des zwischenzeitlich
formlich beschlossenen Stadtumbau-
gebiets Grohn besteht die Moglichkeit
der Foérderung der Planung und Um-
gestaltung auch im Sinne der Woh-
numfeldverbesserung fur die Grohner
Dune. Das IEK Grohn sieht fur die
Umgestaltung anteilig Stadtebaufér-
dermittel i. H. v. max. 1,6 Mio. € in
den kommenden Jahren vor.

Die Umsetzung der Kistenschutz-
baumalnahmen rund um den Vege-
sacker Hafen ist nach derzeitigem
Kenntnisstand aufgrund komplexer
Randbedingungen erst ab 2020 ein-
geplant. Bezuglich der Kustenschutz-
mafRnahme stehen die Fertigstellung
des Bauentwurfes und die Durchfiih-
rung des Planfeststellungsverfahrens
noch aus.

Notwendige vorauslaufende Pla-
nungsmittel sind, soweit nicht direkt
aus Mitteln des GPK, aus den leicht
erhdhten Planungsmitteln des Fach-
bereichs Bau inkl. BBN darzustellen.

08.08.17

Zugestimmt
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	33. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren,
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	35. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit verbundener oder für sich erforderliche Veränderungen bei den Beschäftigungszielzahlen, dem Stellenvolumen und dem Stellenind...
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	37. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,
	38. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubildende an die beschlossene und finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,
	39. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten nach § 4 Absatz 2 ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den für die Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplanübergreifend einen Ausgleich vorzunehmen,
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	41. zur Förderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,
	42. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis zur Höhe von 103 000 000 Euro,
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	45. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und von Zuwendungsempfängern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) aus der Haftung für Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu 310 000 000 Euro;
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	Ausgaben 2.971,8 -ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rücklagen, Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages sowie haushalts- technische Erstattungen-
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